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N i e d e r s c h r i f t 

(UVPA/008/2024) 
 

über die 8. Sitzung des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschusses / 
Werkausschusses EB77  

am Dienstag, dem 17.09.2024, 16:00 - 20:10 Uhr, 
Ratssaal, Rathaus 

 
Der / die Vorsitzende eröffnet um 16:00 Uhr die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung 
der Mitglieder und die Beschlussfähigkeit fest. 
Der Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 genehmigt nach erfolgten 
Änderungen und Ergänzungen die nachstehende Tagesordnung: 
 
 

Nicht öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr 

- siehe Anlage – 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:30 Uhr  

 
10. Bearbeitungsstand Fraktionsanträge 

 

VI/253/2024 

 

 . Werkausschuss EB77: 

 

 

 

12. Mitteilungen zur Kenntnis Werkausschuss EB77 

 

 

 

13. EB77: Feststellung des Jahresabschlusses 2023 (Betrieb für 
Stadtgrün, Abfallwirtschaft und Straßenreinigung) 

 

771/022/2024 

 

14. Anfragen Werkausschuss EB77 

 

 

 

 . Umwelt-, Verkehrs-- und Planungssauschuss / Umwelt-, Verkehrs- 
und Planungsbeirat 

 

 

 

15. Mitteilungen zur Kenntnis 

 

 

 

15.1. AK Stadtnatur hat die Arbeit aufgenommen 

 

31/256/2024 

 

15.2. Anpassung der VGN-Tarife zum 01.01.2025 

 

613/302/2024 

 

 . Empfehlungen/Gutachten/Beschlüsse: 

 

 

 

16. Fortschreibung des Lärmaktionsplanes (LAP) 2024 

siehe Anhang 

31/250/2024 
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17. Evaluierung der Förderprogramme CO2 mindernde Maßnahmen 

Vortrag von Dr. Christoph Kost, Fraunhofer Institut ISE: 
Abschlussbericht -  

gegen 17:30 Uhr 

31/260/2024 

 

18. Erweiterung Uni-Südgelände östlich der Nikolaus-Fiebiger-Straße 
Hier: Herausnahme eines Teilgebiets der „Brucker Lache“ aus der  
Landschaftsschutzverordnung der Stadt Erlangen für den 
Bebauungsplan Nr. 467 der Stadt Erlangen 

 

31/252/2024 

 

19. 20a Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan 2003 für den Teilbereich - Erweiterung Uni 
Südgelände- ; hier: Billigungsbeschluss 

 

611/205/2024 

 

20. Bebauungsplan Nr. 467 der Stadt Erlangen - Erweiterung Uni-
Südgelände Ost - mit integriertem Grünordnungsplan; hier: 
Billigungsbeschluss 
sowie Fraktionsantrag Nr. 122/2023 der Grünen Liste vom 01.08.2023 
und Fraktionsantrag Nr. 240/2023 der Grünen Liste vom 22.11.2023 

 

611/181/2023 

 

21. Zwischenbericht des Amtes für Stadtplanung und Mobilität (mit PET 
und Stabstellen Ref. VI) Budget und Arbeitsprogramm 2024 - Stand: 
31.07.2024 

 

610.1/015/2024 

 

22. Varianten zur Breite des Unterquerungsbauwerk BAB A73 zur 
Verbindung von der Regnitzstadt in den Wiesengrund 

 

611/209/2024 

 

23. Einbeziehung Entwicklung neuer Wohngebiete in die 
Schulentwicklungsplanung, hier: Siemens Südgelände;  
Fraktionsantrag Nr. 056/2024 der Grünen Liste 

 

611/211/2024 

 

24. Städtebauliche Einbindung Hochwasserschutz Schwabach; Antrag 
der Grüne Liste Fraktion Nr. 046/2022 

 

611/208/2024 

 

25. Temporäre Ausweitung des kostenlosen Innenstadtbereichs für den 
ÖPNV während der Bergkirchweih 

 

613/303/2024 

 

26. Antrag 076/2024 Stadtteilbeirat Anger/Bruck: Aufparken 
Schwabenstraße 

 

613/304/2024 

 

27. Ersatzneubau der Brücke Reutleser Weg über die BAB 3 durch die 
Autobahn GmbH 

 

613/300/2024 

 

28. Anträge aus der Bürgerinnenversammlung vom 23. November 2023 
im Rathaus: Top 3, 4 und 5 

 

613/299/2024 
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29. Berichtsantrag zum Neuerlass der Parkgebührenordnung ab 2024, 
Antrag Nr.052/2024 der ÖDP Fraktion 

 

614/088/2024 

 

30. Absenkung des Bordsteins Zeißstraße für Zugang zum 
Abenteuerspielplatz Brucker Lache, Antrag Nr. 061/2023 der SPD-
Fraktion 

 

614/081/2024 

 

31. Aussetzen von Energiesparfördermaßnahmen, Antrag der FDP 
Fraktion Nr. 015/2024 

 

31/261/2024 

 

31.1. Richtlinien zum Vollzug des § 5 der Satzung über die Herstellung von 
Kraftfahrzeugstellplätzen und Fahrradabstellplätzen 
(Stellplatzsatzung, StS) 

 

63/109/2024 

 

32. Anfragen 
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TOP 10 VI/253/2024 

Bearbeitungsstand Fraktionsanträge 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde „nicht öffentlich“ geladen, dies wurde nachträglich korrigiert 
und die Vorlage lag im öffentlichen Teil als Tischauflage aus.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die als Anlage beigefügte Übersicht zeigt den Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge im Zustän-
digkeitsbereich des UVPA auf. Sie enthält Informationen der Amtsbereiche, für die der UVPA der 
zuständige Fachausschuss ist. Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde „nicht öffentlich“ geladen, dies wurde nachträglich korrigiert 
und die Vorlage lag im öffentlichen Teil als Tischauflage aus.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die als Anlage beigefügte Übersicht zeigt den Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge im Zustän-
digkeitsbereich des UVPA auf. Sie enthält Informationen der Amtsbereiche, für die der UVPA der 
zuständige Fachausschuss ist. Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

TOP   

Werkausschuss EB77: 

TOP 12  

Mitteilungen zur Kenntnis Werkausschuss EB77 
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TOP 13 771/022/2024 

EB77: Feststellung des Jahresabschlusses 2023 (Betrieb für Stadtgrün, 
Abfallwirtschaft und Straßenreinigung) 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere 

 - Gemeindeordnung Bayern (GO) 

 - Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) 

 - Betriebssatzung für den EB 77 

 

Der Jahresabschluss 2023 des EB 77 wurde gem. § 25 EBV im Juli 2024 aufgestellt. 

Er enthält 

 - Bilanz 

 - Gewinn- und Verlustrechnung 

 - Lagebericht 

 - Anlage: Erfolgsübersicht nach Geschäftsbereichen 

 

Die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses 2023 erfolgte gem. Beschluss des Stadtrats durch 
die Dr. Storg GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft und wurde im 
Mai/Juni 2024 durchgeführt. 

Der Bestätigungsvermerk wurde für den Jahresabschluss 2023 vollinhaltlich erteilt (s. Anlage). 

Die finanzielle Lage des EB 77 hat sich im Wirtschaftsjahr 2023 verschlechtert. Dies ist auf zwei 
Faktoren zurückzuführen. Zum einen musste eine Rückstellung für eine ungewisse Verbindlichkeit 
aus Erlösen für DSD-Papier, welche an den DSD zu leisten sind, gebildet werden. Zum anderen 
erhöhten sich die Pensionsrückstellung, da ein Teilbetrag für einen ehemaligen Mitarbeiter wieder 
hinzugenommen werden musste. Nähere Informationen können der Anlage entnommen werden. 
Die örtliche Rechnungsprüfung wird durch Amt 14 durchgeführt. Die Vorlage des Berichts erfolgt 
im Revisionsausschuss am 20. November 2024. 

Der geprüfte Jahresabschluss 2023 soll gem. § 9 Abs. 3 i.V.m. § 6 Abs. 1 der Betriebssatzung vom 
Stadtrat in der Sitzung am 28. November 2024 festgestellt und Entlastung erteilt werden. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

- Feststellung des Jahresabschlusses 

- Erteilung der Entlastung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung 

(Werkleitung und Oberbürgermeister) 

- Entscheidung über die Ergebnisverwendung 

 

3. Prozesse und Strukturen 

- Begutachtung im Werkausschuss für den EB 77 am 17. September 2024 

- Behandlung im Revisionsausschuss am 20. November 2024 

- Beschlussfassung / Feststellung im Stadtrat am 28. November 2024 
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4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  

Siehe Prüfbericht der Dr. Storg GmbH 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Herr Dr. Storg hält einen kurzen Vortrag.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Jahresabschluss des EB77 für das Wirtschaftsjahr 2023 wird gem. § 25 EBV 
(Eigenbetriebsverordnung Bayern) festgestellt und Entlastung wird (gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der 
Betriebssatzung) erteilt. 

Der von der Dr. Storg GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 
geprüfte Jahresabschluss 2023 weist in der Gewinn- und Verlustrechnung ein Jahresergebnis von           
- 362.449,19 € aus. 

Zusammen mit dem Gewinnvortrag des Vorjahres i.H.v. 804.241,14 € ergibt sich damit ein 
Ergebnis i.H.v. 441.791,95 €. Es wird beschlossen, dieses Ergebnis auf neue Rechnung 
vorzutragen.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

TOP 14  

Anfragen Werkausschuss EB77 

TOP   

Umwelt-, Verkehrs-- und Planungssauschuss / Umwelt-, Verkehrs- und 
Planungsbeirat 

TOP 15  

Mitteilungen zur Kenntnis 
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TOP 15.1 31/256/2024 

AK Stadtnatur hat die Arbeit aufgenommen 

 
1. Anlass 

Der im Januar neu gegründete AK Stadtnatur zur Förderung der Artenvielfalt in der Stadt 
Erlangen hat seine Arbeit aufgenommen und beginnt nun mit der Umsetzung erster 
gemeinsamer Projekte.  
Mit der Gründung dieser Arbeitsgruppe wird der Beschluss von UVPA/ Werkausschuss 
EB77 vom 22.02.2022:  Arbeitsgruppe: "Stadt in der Natur - Natur in der Stadt"; 
Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 118/2021 vom 20.04.2021“umgesetzt. 

 
2. Beteiligte 

In der Kerngruppe wirken aktuell mit: 
- VertreterInnen der Naturschutzverbände:  

o NGE 
o LBV 

- naturschutzfachlich bzw. gartenbautechnisch kompetente Akteure, die sich bereits als 
Multiplikatoren für Artenvielfalt in der Stadt engagieren:  

o Natur im Garten e. V. 
o Stadtrat, Arche-Bauernhof Erlangen e. V. 
o FAU, Botanischer Garten 

- Mitarbeiterinnen der Stadt Erlangen: 
o Amt für Umweltschutz und Energiefragen, Biodiversitätsberatung 
o Abt. Stadtgrün, Sachgebietsleitung Grünflächenunterhalt 

Darüber hinaus sind informell beteiligt: NUH, BN. 

Zuständig im Amt für Umweltschutz und Energiefragen ist die Biodiversitätsberatung. 

 

3. Arbeitsweise und Ziele 
Die Multiplikator*innen im AK Stadtnatur werden gemeinsam mit Stadtgrün und den 
Verbänden ein kompetentes Netzwerk aufbauen, mit dem durch konkrete Aktionen 
fördernde Impulse in der Stadtlandschaft gesetzt setzten können. Der AK Stadtnatur wird 
dabei als eine zentrale Keimzelle wirken in einem Netzwerk mit anderen aktiven Zellen. Er 
wird dazu u. a. 

a. die Förderprogramme der Stadt für naturnahes Grün nutzen und bekannter machen 
b. gemeinsam mit verschiedenen Akteuren aus anderen Gruppen/Verbänden 

Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität auf (öffentlichen) Grünflächen 
umsetzen 

c. durch geeignete Öffentlichkeitsarbeit/ Veranstaltungen den Bürger*innen vermitteln, 
was die Stadt und insbesondere Stadtgrün für die Biodiversität tut und mit welchen 
Herausforderungen wir dabei umgehen müssen (Kompromisse erklären)  

d. die Bürger*innen einbinden (z.B. durch Pflegepatenschaften, Wiesenpflege mit 
geeigneten Fortbildungen, die Freude machen) 

 
Der AK Stadtnatur hat sich bisher viermal getroffen und sich in einem intensiven 
Austauschprozess über gemeinsame Wünsche und Ziele verständigt. Dabei wurden mehr 
als 18 Projektideen formuliert und anschießend priorisiert.  
Beim 4. AK-Treffen wurde entschieden:  
Der AK Stadtgrün wird zunächst Beispielbepflanzungen auf Kleinflächen im öffentlichen 
Grün anlegen zu verschiedenen Themenschwerpunkten – wie z.B. heimische Wildpflanzen 
für Schmetterlinge, klimaangepasst gärtnern und Artenvielfalt fördern etc. Parallel dazu soll 
das städtische Förderprogramm für Baumscheibenpatenschaften bekannter gemacht 



Niederschrift UVPA/008/2024 der Sitzung des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschusses / Werkausschusses EB77 
vom 17.09.2024  

 

Seite 8 / 62 

werden. Dazu sollen auch hier Beispielpflanzungen für Biodiversität angelegt und 
interessierte Bürger*innen eingebunden und dazu fachlich beraten werden. Diese 
Maßnahmen sollen mit geeigneter Öffentlichkeitsarbeit begleitet werden – u. a. 
Beschilderung, Workshops, Presse. 
Des Weiteren wird der AK Kontakt aufnehmen mit Wohnbaugesellschaften, um mit diesen 
in den Austausch zu kommen über Maßnahmen zur Förderung der Artenvielfalt in ihren 
Grünanlagen.  
Dies sind die ersten Schritte. Weitere Projekte werden sich anschließen. 

 
Die Ziele im Überblick: 

 Stadtbevölkerung soll angeregt und unterstützt werden, Maßnahmen zur 
Förderung der Biodiversität auf eigenen Flächen umzusetzen. So sollen private Gärten 
als Refugien für Artenvielfalt gewonnen werden. 

 Die Abteilung Stadtgrün soll dabei unterstützt werden, biodiversitätsfördernde 
Maßnahmen umzusetzen. Gleichzeitig soll die Akzeptanz in der Stadtbevölkerung 
für solche Maßnahmen auf öffentlichen Flächen gefördert werden. 

 Über partizipative Angebote sollen Mitbürger*innen die Möglichkeit erhalten, 
öffentliche Grünflächen biodiversitätsfördernd mitzugestalten. 

 Große Flächeneigentümerinnen – z.B. Firmen, Wohnbau-Gesellschaften, Kirchen - 
sollen informiert werden über Möglichkeiten klimaangepasster und insektenfreundlicher 
Grünflächengestaltung und -Pflege. 

 Der AK möchte gemeinsam mit weiteren Akteuren Kenntnisse vermitteln über 
Beziehungen zwischen Strukturen, Pflanzen und (Insekten)Artenvielfalt. Bürger*innen 
bzw. Flächeneigentümerinnen sollen darüber sensibilisiert und für eigenes Engagement 
für artenreiche Stadtnatur gewonnen werden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

TOP 15.2 613/302/2024 

Anpassung der VGN-Tarife zum 01.01.2025 
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Um die Finanzierung des ÖPNV-Angebots, die Tarifeinheit und damit auch den Bestand des 
Verkehrsverbunds Großraum Nürnberg (VGN) als gemeinsame Verbundgesellschaft zu sichern, 
wurde am 10. Dezember 2020 von allen Aufgabenträgern im Grundvertragsausschuss einstimmig 
die Weiterführung der Tariffortbildung beschlossen. Hierbei wurde neben der erfolgten 
Tariferhöhung zum 1. Januar 2022 eine ab 1. Januar 2023 für mindestens vier Jahre vertraglich 
festgeschriebene und nicht aufkündbare Regelung einer indexbasierten Tariffortbildung 
(„MobiDex“) beschlossen, siehe Beschluss Nr. VI/045/2021. 

 

Die Stadt Erlangen hat dieser Vorgehensweise zur Tariffortbildung mit der Bedingung zugestimmt, 
dass für die KlinikLinie und CityLinie bzw. eines definierten Innenstadtbereiches eine für Fahrgäste 
kostenlose Nutzung ermöglicht wird, die von der Stadt Erlangen ausgeglichen wird. Diese 
Maßnahmen wurden mit der Einführung der KlinikLinie sowie im Anschluss der CityLinie zum 
Fahrplanwechsel im Dezember 2023 und mit der Einführung des kostenlosen Innenstadtbereichs 
zum 1. Januar 2024 bereits umgesetzt. 

 

Der Aufwand für die Verkehrsleistungen im VGN erreichte im Jahr 2023 den Rekordwert von einer 
Milliarde Euro. Mit den Fahrgeldeinnahmen können die Verkehrsunternehmen im Durchschnitt nur 
noch 30 Prozent der Aufwendungen decken. 2019 lag der Anteil noch bei 45 Prozent. 

 

Der Grundvertrags-Ausschuss mit den kreisfreien Städten und Landkreisen im Verkehrsverbund 
hat in seiner Sitzung vom 29.07.2024 eine Anhebung der Fahrpreise um durchschnittlich 6,28% 
beschlossen. Die neuen Fahrpreise gelten ab 01.01.2025. 

 

Erläuterungen zur Tariffortschreibung 2025 

 

Grundlage für die Preisfortschreibung zum 01.01.2025 bildet der VGN-Mobilitätsindex (MobiDex 
VGN), der zu gleichen Teilen die prognostizieren Kostensteigerungen der Verkehrsunternehmen 
und die Einkommensentwicklung der privaten Haushalte berücksichtigt (3,30 %). 

 

Über das zum 31.12.2024 auslaufende Innovationspaket wurde bisher die Aussetzung der 
Tariferhöhung 2020 und die daraus resultierenden dauerhaften Mindereinnahmen finanziert. Mit 
dem Auslaufen des durch den Freistaat Bayern geförderte Innovationspakets und durch eine 
fehlende Anschlussfinanzierung ist eine Umlegung auf die Fahrpreise erforderlich (2,78 %). 

 
Als weitere Bestandteile des Innovationspakets, die nun zusätzlich dauerhaft finanziert werden, 
werden der Rabatt für den digitalen Einzelfahrschein und die Mindereinnahmen durch die 
Einführung des verbundweiten 9-Uhr-Jahres-Abos berücksichtigt (0,2 %). 

 

Zusammengerechnet beläuft sich die durchschnittliche Anhebung damit auf 6,28 %. Das 
detaillierte Preisblatt für 2025 ist in Anlage 1 ersichtlich. 

 

Auswirkungen im Stadtverkehr Erlangen (Tarifstufe C) 

 

Der Preis der Einzelfahrkarte für Erwachsene steigt von 2,80 € auf 3,00 €. Der Preis der 
Einzelfahrkarte für Kinder steigt von 1,40 € auf 1,50 €. Online können die Einzelfahrkarten 
günstiger erworben werden (ab 2025: 2,57 € für Erwachsene und 1,29 € für Kinder). Der Preis des 
TagesTicket Solo erhöht sich um 40 Cent auf 6,10 €. Das TagesTicket Plus wird um 70 Cent auf 
9,80 € angehoben. Das Erlanger 4er Ticket für Erwachsene kostet zukünftig 10,40 € (derzeit 9,70 
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€) und das 4er Ticket für Kinder 5,20 € (derzeit 4,90 €). Der Rabatt gegenüber 4 Einzelfahrten 
beträgt dann bei Erwachsenen 1,60 € und bei Kindern 80 Cent. 

 

Die MobiCard „7 Tage“ verteuert sich um 1,40 € auf 22,30 €. Der Preis der MobiCard „31 Tage 
rund um die Uhr“ steigt um 4,90 € auf 76,50 €. Die MobiCard „9 Uhr“ kostet 2025 dann 62,20 € und 
damit 3,90 € mehr. 

 

Die Erhöhungen der nachfolgenden Zeitkarten liegen über der Schwelle des aktuellen 
Preisniveaus des bundesweit nutzbaren Deutschlandtickets (49 €). Der Preis des 
Deutschlandtickets wird aber wahrscheinlich spätestens Anfang 2025 erhöht werden, ein neuer 
Preis ist noch nicht bekannt. 

 

Der Preis der Solo 31 steigt um 4,10 € auf 68,00 €. Die Monatswertmarken Schüler/Azubi werden 
um 3,00 € auf 51,20 € angehoben. Die Wochenmarken Schüler/Azubi kosten 2025 17,10 € und 
damit 1,00 € mehr als im Vorjahr. Das 365-Euro-Ticket VGN bleibt aufgrund des Festpreises 
unverändert. 

 

Das JahresAbo erhöht sich um 3,10 € bzw. um 6,42 % auf 51,40 € pro Monat. Das JahresAbo Plus 
wird auf 56,30 € (+6,43 %) erhöht und das 9-Uhr-JahresAbo bleibt bei 29,70 €. Aufgrund der 
geringen Nachfrage entfallen das Abo 3 (alle Preisstufen) und das Abo 6 (alle Preisstufen). 

 

Der Preis des Bergkirchweihtickets beträgt künftig 21,80 € und steigt damit um 6,34 %. In der 
Anlage sind die o.g. Tarife, aber auch alle anderen verbundweiten Tarife für 2023 dargestellt. 

 

Fortführung des eTarif egon ab 1. Januar 2025 mit neuen Preisen 

 

Der eTarif egon wurde als Teil des Innovationspakets mit Förderung durch den Freistaat Bayern 
bis Ende 2024 als Pilotprojekt eingeführt. Im Grundvertrags-Ausschuss des VGN wurde nun die 
Verlängerung des erfolgreichen Pilotprojekts beschlossen. 

Eine Förderfähigkeit ab 2025 und eine Erprobung der Integration von Bedarfsverkehren wird 
derzeit geprüft. Die Städte und Landkreise übernehmen die Finanzierung der Kosten, die nicht 
durch den Freistaat Bayern gedeckt werden.  

 

Im Rahmen der Verlängerung müssen jedoch die Preise angepasst werden. Der Tagesgrundpreis 
beträgt künftig 1,40 € (vorher 1,00 €), wenn die Zonen 100/200 enthalten sind 2,80 € (vorher 2,00 
€). Die Rabattstufe „egon 50“, ab der die weiteren Fahrten im Abrechnungszeitrum um die Hälfte 
rabattiert werden, liegt nun bei 16 € (vorher 12 €). Die anderen Rabattstufen bleiben unverändert. 

 

Egon besticht vor allem durch den überflüssigen Fahrkartenkauf, der nicht erforderlichen 
Auseinandersetzung mit dem Tarifsystem und der einfachen Bedienbarkeit. Der eTarif eignet sich 
daher sehr gut für Gelegenheitsnutzende. Die Verwaltung begrüßt die Fortführung des 
Pilotprojekts.  

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 
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Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

TOP   

Empfehlungen/Gutachten/Beschlüsse: 

TOP 16 31/250/2024 

Fortschreibung des Lärmaktionsplanes (LAP) 2024 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 

Verkehrslärm kann das Wohlbefinden und die Lebensqualität in hohem Maße beeinträchtigen. 
Die Auswirkungen von Schienen-, Luft-, aber insbesondere Straßenverkehr sind bis hin zur 
Gesundheitsgefährdung messbar. Aus diesem Grund wurde bereits 2002 die EU-
Umgebungslärmrichtlinie (Richtlinie 2002/49/EG) aufgestellt – Ziel ist die Reduzierung bzw. 
Vermeidung von Umgebungslärm und der durch ihn hervorgerufenen Schäden, sowie der 
Schutz und Erhalt von Gebieten mit (relativ) geringen Lärmimmissionen (ruhige Gebiete).  

  

Die mit der Richtlinie einhergehende Verpflichtung der EU-Mitgliedstaaten zur 
Lärmaktionsplanung wurde in Deutschland im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG, §§ 
47a-f) verankert, die Anforderungen an Lärmkarten in der Verordnung über die Lärmkartierung 
(34. BImSchV).  

Seit 2007/2008 erfolgen Lärmkartierung und Lärmaktionsplanung in einem fünfjährigen Turnus. 
In 2022 wurden deutschlandweit erneut Verkehrswege aller Verkehrsträger mit hohen 
Belastungen kartiert und somit die Basis für die anstehende Lärmaktionsplanung in der 
nunmehr 4. Runde gelegt. Für die Kartierung von Straßen ist dabei die zuständige Behörde des 
Landes – in Bayern das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) – zuständig, während 
Schienenwege in Bundesbesitz durch das Eisenbahnbundesamts (EBA) kartiert werden.  

 

Die Stadt Erlangen steht in 2023/ 2024 erneut vor der Fortschreibung ihres Lärmaktionsplanes 
(LAP). Da der aktuell gültige LAP 2020 im 3. Quartal 2021 beschlossen wurde, besteht der 
Fokus zunächst auf der Umsetzungsprüfung sowie Beibehaltung nicht umgesetzter 
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Maßnahmen. Im Weiteren sind neu / zusätzlich belastete Bereiche auf geeignete 
Lärmminderungsmaßnahmen zu untersuchen. 

 

In Zusammenarbeit mit dem Ingenieurbüro für Verkehrsanlagen und –systeme (IVAS) wurden 
die Maßnahmen aus dem Lärmaktionsplan 2020 überprüft und weitere Lärmschwerpunkte 
ermittelt. Für die einzelnen Lärmschwerpunkte wurden dann Maßnahmen zur Lärmreduzierung 
erarbeitet. 

 

Ein erster Entwurf des Lärmaktionsplans wurde zunächst den Trägern öffentlicher Belange mit 
der Möglichkeit zur Äußerung vorgelegt. Beteiligt wurden hierbei verschiedene Stellen, 
insbesondere das Amt für Stadtplanung und Mobilität und das Tiefbauamt.  

 

Die im Verfahren vorgesehene Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte in zwei Stufen. Im Juni 
2023 hatten die Erlanger Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit für 4 Wochen an einer 
Befragung zum Verkehrslärm teilzunehmen. Von den 504 Teilnahmen waren über 336 
Fragebögen vollständig auswertbar. Die eingegangenen Hinweise wurden nach Möglichkeit im 
Entwurf des Lärmaktionsplans berücksichtigt.  

 

Im Rahmen der zweiten Öffentlichkeitsbeteiligung wurde der Entwurf des LAP öffentlich 
ausgelegt und den Erlanger Bürgerinnen und Bürgern erneut die Möglichkeit gegeben, sich zum 
LAP zu äußern. Die 21 Stellungnahmen wurden fachlich abgewogen und in der Anlage 3 des 
LAP zusammengefasst.  

 

Maßnahmen der Lärmaktionsplanung sind bei Vorhaben der Stadt Erlangen zu prüfen und so-
weit möglich zu berücksichtigen. Nach dem Beschluss des LAP wird eine Priorisierung der 
Lärmschwerpunkte mit den dort festsetzten Maßnahmen zur Lärmreduzierung in Abstimmung 
mit den anderen Fachämtern erfolgen.  

Lärmminderung und Klimaschutz weisen oft Synergieeffekte auf. Daher ist der Lärmaktionsplan 
förderlich für den Klimaschutz in der Stadt Erlangen zu sehen.   

 

Nach der Zustimmung des UVPAs ist das Einvernehmen der Regierung von Mittelfranken 
einzuholen. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 

Die Maßnahmen des LAP sind in Kapitel 5 aufgeführt. Insbesondere sind zu nennen: 

 

 Fortführung des Förderprogramms für Schallschutzfenster 

 Infrastrukturerhalt und –sanierung 

 Durchsetzung zulässiger Geschwindigkeiten 

 Datenerhebung, -bereitstellung und -aufbereitung für die Lärmkartierung und die Lärm-
aktionsplanung 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
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Der Lärmaktionsplan ist eine querschnittsorientierte Planung. Er hat keine unmittelbare 
Außenwirkung, wirkt sich aber auf andere Planungen wie z.B. Verkehrspläne aus. Die 
Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen richtet sich nach den hierfür verfügbaren 
Haushaltsmitteln. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € 20.000,-- bei Sachkonto: 531801 
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen Kommunales Schallschutzfensterprogramm mit 

20.000,-- soll fortgeführt werden 
  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr. 310090/56110010/531801 

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
  

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Der Gutachter Herr Lemke hält einen Vortrag zum Lärmaktionsplan. 

 

Der Stadtrat Herr Prof. Dr. Schulze stellt den Änderungsantrag, die Fördermaßnahme 
„Schallschutzfenster“ zu streichen. Der Vorsitzende Herr Dr. Janik schlägt eine Auswertung der 
Förderungen vor, diese sollen dann mit der Vorlage des Umweltamtes zur Umsetzung der 
Maßnahmen präsentiert werden. Es soll dargestellt werden, welche Bundes- und 
Landesförderungen es gibt, wo wurde gefördert, was wurde gefördert. 

Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss beschließt die Fortschreibung des 
Lärmaktionsplans 2024 nach der EU-Umgebungslärmrichtlinie für die Stadt Erlangen.  
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Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Der Gutachter Herr Lemke hält einen Vortrag zum Lärmaktionsplan. 

 

Der Stadtrat Herr Prof. Dr. Schulze stellt den Änderungsantrag, die Fördermaßnahme 
„Schallschutzfenster“ zu streichen. Der Vorsitzende Herr Dr. Janik schlägt eine Auswertung der 
Förderungen vor, diese sollen dann mit der Vorlage des Umweltamtes zur Umsetzung der 
Maßnahmen präsentiert werden. Es soll dargestellt werden, welche Bundes- und 
Landesförderungen es gibt, wo wurde gefördert, was wurde gefördert. 

Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss beschließt die Fortschreibung des 
Lärmaktionsplans 2024 nach der EU-Umgebungslärmrichtlinie für die Stadt Erlangen.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   

 

TOP 17 31/260/2024 

Evaluierung der Förderprogramme CO2 mindernde Maßnahmen 

 

Maßnahmen zur effizienten Nutzung von Energie in Gebäuden sowie die Energiegewinnung 
mittels Photovoltaik (PV) spielen aufgrund der erzielten Verringerung der Treibhausgasemissionen 
eine zentrale Rolle bei der Erreichung der Klimaziele der Stadt Erlangen.  

 

 Seit dem Jahr 2002 förderte die Stadt Erlangen CO2-mindernde Maßnahmen an Gebäuden und 
nachhaltiges Bauen (Förderrichtlinie zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde 
Maßnahmen an Gebäuden und nachhaltig Bauen „Förderrichtlinie CO2-Minderung“). Ab 2020 
wurde die Förderrichtlinie CO2-Minderung um die Förderung von PV-Anlagen, sowie 
Batteriespeicher in Verbindung mit PV-Anlagen, erweitert. In 2024 wurde die Förderlandschaft um 
die Förderrichtlinie zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde Maßnahmen an 
Mietwohnungsbauten (Förderrichtlinie Mietwohnungsbau) sowie um eine Modellprojektförderung 
für drei neu installierte Flugdach-Photovoltaikanlagen (Flugdach-PV) ergänzt. 

 

Vor dem Spannungsfeld der Erreichung der Klima-Ziele der Stadt Erlangen mit gleichzeitig 
begrenzten Fördermitteln, wurde im Januar 2024 das ISE-Institut mit einer Evaluierung der 
Förderprogramme beauftragt. Die Evaluierung erfolgte mit der Zielsetzung einer rückblickenden 
Wirkungskontrolle bezüglich der Effektivität und des Einflusses der Förderung auf die 
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Durchführung von CO2-mindernden Maßnahmen. Zudem waren zur vorausschauenden Steuerung 
Anpassungen/Optimierungen der Förderprogramme zu erarbeiten.  

 

Es wurden die Fördermaßnahmen zu PV-Anlagen, Batteriespeicher, Wärmepumpen sowie 
Gebäudesanierung und Effizienzgebäude analysiert. Dabei wurde neben der Analyse des 
Datenbestandes auch die Wirtschaftlichkeit der Fördermaßnahmen ausgewertet, Berechnungen 
der CO2-Einsparungen je Fördersegment vorgenommen, Vorschläge zur Anpassung der 
Fördermaßnahmen sowie eine Gewichtung der einzelnen Fördersegmente mit Blick auf das größte 
CO2-Minderungspotential und der niedrigsten CO2-Vermeidungskosten vorgenommen.  

 

Aufgrund der angespannten Haushaltslage der Stadt Erlangen wurde im Juli 2024 die Förderung 
eingestellt.  

 

Die Ergebnisse der Evaluierung sehen eine Fortführung und Anpassung der städtischen 
Förderung vor, um die ambitionierten Klimaziele der Stadt Erlangen weiter zu stützen. 

Trotz steigender PV-Anlagenpreise mit steigenden wirtschaftlichen Amortisationszeiten sind PV-
Anlagen die günstigste Lösung zum Erreichen der Klimaschutzziele (hohes CO2-Minderungs-
potential). Um das erforderliche Ausbauziel von 14 MWp/Jahr (Zubau 2023: 8,6 MWp) und den 
Gesamtbedarf von 163 MWp zu erreichen, wird empfohlen, die Förderung für kleine Anlagen zu 
senken und die für größere Anlagen zu erhöhen (Entfall der Förderung von Balkonkraftwerken 
kleiner 2 kWp). 80% der PV-Anlagen werden mit einer Batterieförderung beantragt. Da es sich um 
ein Speichermedium handelt, erwirkt diese Maßnahme keine direkte CO2-Einsparung. Die 
Förderung kann deshalb entfallen. 

Wärmepumpen sind im Vergleich zu fossilen Heizungsanlagen bereits die günstigere Alternative 
und erfahren aktuell eine sehr hohe Bundesförderung. Deshalb wird die Förderung hier als nicht 
zwingend erachtet. 

Die Maßnahmen der energetischen Sanierung sind sehr teuer und damit trotz Bundesförderung 
meist nicht wirtschaftlich. Deshalb wird die Fortführung der Förderung und eine Anhebung, 
insbesondere für Haushalte mit geringem Einkommen, empfohlen. Die Förderung sollte sich auf 
die Einzelmaßnahmen der Gebäudehülle fokussieren (Entfall der Effizienzhaus-Förderung).  

 

46% der CO2-Emissionen (Q: Fahrplan Klima-Aufbruch) entfallen auf die Sektoren private 
Haushalte und GHD (Gewerbe, Handel und Dienstleistungen). Eine deutliche Effizienzsteigerung 
der Gebäude und die daraus resultierende Reduzierung des Wärmebedarfs sind für die 
Wärmewende unabdingbar (siehe auch Energienutzungsplan mit Schwerpunkt Kommunaler 
Wärmeplan). Die Förderung „Zuschüsse für CO2-mindernde Maßnahmen am Gebäude“ soll die 
Installation von PV-Anlagen und die Sanierung der Gebäudehülle beschleunigen. Die Erreichung 
der Klimaziele der Stadt Erlangen und eine damit verbundene CO2-Einsparung erfordern 
ambitioniertes Handeln.  

Die Notwendigkeit der Förderung für CO2-mindernde Maßnahmen für die Errichtung von PV-
Anlagen und die Sanierungsmaßnahmen an der Gebäudehülle wird daher festgestellt. 

 

Bei Wiederaufnahme des Förderprogramms sind die Förderrichtlinien gemäß den Empfehlungen 
des Fraunhofer Instituts für Solare Energiesysteme (ISE-Institut) „Evaluierung der 
Förderprogramme zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde Maßnahmen an Gebäuden 
der Stadt Erlangen“ anzupassen.   

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 
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Protokollvermerk: 

Herr Dr. Kost hält einen Vortrag.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Evaluierung der Förderprogramme zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde 
Maßnahmen an Gebäuden wird zur Kenntnis genommen.   

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Herr Dr. Kost hält einen Vortrag.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Evaluierung der Förderprogramme zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde 
Maßnahmen an Gebäuden wird zur Kenntnis genommen.   

 

Abstimmung: 

zur Kenntnis genommen 

 

TOP 18 31/252/2024 

Erweiterung Uni-Südgelände östlich der Nikolaus-Fiebiger-Straße Hier: 
Herausnahme eines Teilgebiets der „Brucker Lache“ aus der  
Landschaftsschutzverordnung der Stadt Erlangen für den Bebauungsplan Nr. 467 
der Stadt Erlangen 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Ausgangslage / Anlass / Sachbericht: 

Im Waldstreifen zwischen Kurt-Schumacher-Straße und Nikolaus-Fiebiger-Straße benötigt die 
Friedrich-Alexander-Universität Bauland. Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 467 
und des entsprechend erforderlichen Änderungsverfahrens für den Flächennutzungsplan 
wurde am 18. Juli 2017 im Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss einstimmig gefasst.  

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß Baugesetzbuch hat im Mai und Juni 2023 stattgefunden. Der 
Naturschutzbeirat sprach sich in seiner Sitzung am 12.06.2023 gegen eine Herausnahme aus 
dem Landschaftsschutzgebiet aus, hat hier jedoch kein Vetorecht. 

 

Als Grundlage für die Bebauungspläne dient die Masterplanung vom Juni 2021, welche durch 
das Staatliche Bauamt Erlangen-Nürnberg sowie der Friedrich-Alexander-Universität unter 
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Beteiligung der Stadt Erlangen erarbeitet wurde und am 28.04.2022 beschlossen. Das 
Addendum zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung im Stadtrat wurde am 26.10.2023 
beschlossen. 

 
Mit 4,7 ha liegt das Plangebiet im festgesetzten Landschaftsschutzgebiet und ist im wirksamen 
Flächennutzungsplan als Wald dargestellt. 
Im weiteren Verfahren, vor Änderung des Flächennutzungsplans und In-Kraft-Treten des 
Bebauungsplans, ist das oben genannte Gebiet aus der Landschaftsschutzverordnung 
herauszunehmen. Die Herausnahme des Gebiets aus der Landschaftsschutzverordnung ist 
notwendig, da eine Bebauung dem Schutzzweck der Landschaftsschutzverordnung 
zuwiderlaufen würde. 
Im Parallelverfahren wird der Flächennutzungsplan geändert (vom Wald zum 
Sonderbaugebiet) und der neue Bebauungsplan Nr. 467 aufgestellt. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Das bestehende Landschaftsschutzgebiet „Brucker Lache“ muss gemäß dem Verfahren nach 
Art 52 Abs. 5 Bayerisches Naturschutzgesetz geändert werden, um in der Bauleitplanung 
Rechtswirksamkeit zu erreichen. Das Landschaftsschutzgebiet „Brucker Lache“ (derzeit 322 
ha) verkleinert sich durch die Herausnahme des Waldstreifens um 1,46 %, bezogen auf alle 
Landschaftsschutzgebiete im Stadtgebiet sind es 0,13 %. 

 
Das Verfahren zur Herausnahme des erforderlichen Gebiets erfordert die Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden, dies soll parallel zu der Flächennutzungsplanänderung und 
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 467 „Erweiterung der Technischen Fakultät Uni-
Südgelände Ost“ mit integriertem Grünordnungsplan geschehen. Die finale Beschlussfassung 
erfolgt im Stadtrat. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Im geplanten Neubaugebiet bleiben randliche Waldstreifen sowie die gesetzlich geschützten 
Biotopflächen bestehen und es werden neue Grünflächen angelegt. Damit sollen die 
Baubeeinträchtigungen abgemildert werden. 

Für das Zauneidechsenvorkommen am östlichen Rand der Nikolaus-Fiebiger-Straße ist am 
08.12.2023 von der höheren Naturschutzbehörde bei der Regierung von Mittelfranken eine 
Umsiedlung und die Anlage eines mindestens 0,58 ha umfassenden Ersatzlebensraumes im 
Landkreis Neustadt-Aisch, Gemeinde Münchsteinach genehmigt worden. 

Für die durch den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan zukünftig zulässige Waldrodung 
werden folgende Ersatzaufforstungen geregelt: 

 

Gemarkung Flur-Nr. Fläche (m²) 

Adelsdorf 808/4 8.690 

Atzelsberg 106 (Teilfl.) 8.500 

Röttenbach 739 3.710 

 739/2 4.290 

 739/6 3.510 

Weigenhofen 223 8.610 

Gesamtsumme  37.310 
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Im Städtebaulichen Vertrag wird vereinbart, dass erst dann und dort gerodet wird, wo eine 
konkrete Planung vorliegt 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*,  
da bewaldetes Landschaftsschutzgebiet aufgehoben und bebaut wird 

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 
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Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen. 

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen. 

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.   

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 19 611/205/2024 

20a Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan 2003 
für den Teilbereich - Erweiterung Uni Südgelände- ; hier: Billigungsbeschluss 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

a) Anlass und Ziel der Planung  

Das Bayerische Kabinett hat am 02.05.2017 beschlossen, die Hochschulstandorte Erlangen und 
Nürnberg massiv zu stärken. Die Technische Fakultät der Friedrich-Alexander-Universität wird „als 
Ganzes am Standort Erlangen gestärkt und weiterentwickelt“.  

Der Stadtrat hat mit den Grundsatzbeschlüssen vom 30.03.2017 und 31.05.2017 das weitere 
Vorgehen zum Thema Technische Fakultät beschlossen: Die Stadtverwaltung wurde in diesen 
Beschlüssen beauftragt, hinsichtlich der identifizierten Wachstumspotentiale der Technischen 
Fakultät (siehe Beschluss vom 30.03.2017) die Zusammenarbeit mit allen relevanten Partnern mit 
hoher Priorität fortzusetzen und zu vertiefen mit dem Ziel, der Fakultät die beste Entwicklung im 
Rahmen der Forschungslandschaft in Erlangen und Nürnberg zu ermöglichen. Es sollen so bald 
wie möglich Erweiterungsflächen geschaffen werden.  

 

Diesbezüglich wurde die Verwaltung beauftragt, die Verfahren zur Änderung des 
Flächennutzungsplans und zur Aufstellung von Bebauungsplänen einzuleiten. Grundlage hierfür ist 
die Masterplanung Uni-Südgelände, die im Stadtrat am 28.04.2022 vorgestellt und beschlossen 
wurden. 
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Das Addendum zur Masterplanung für die Thematik zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung hat 
der Stadtrat am 26.10.2023 beschlossen. 

 

Im Bereich der 20a. Änderung des FNP 2003 wird parallel der Bebauungsplans Nr. 467 (Vorlagen-
Nr. 611/181/2023 zum Billigungsbeschluss im UVPA) aufgestellt. Im Geltungsbereich sollen laut 
Masterplanung Labore, Werkstätten, Büros, Forschungsbetriebe und andere institutsnahe 
Einrichtungen verortet werden. Im südlichen Teil soll das Nordbayerische 
Hochleistungsrechenzentrum entstehen, welches als erste Baumaßnahme geplant ist. 

 

Ziel des Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die geordnete 
städtebauliche Entwicklung für den Bereich östlich der Nikolaus-Fiebiger-Straße und westlich der 
Kurt-Schumacher-Straße. Ziele sind dabei im Einzelnen: 

 

 Bedarfsdeckung universitärer und universitätsnaher Nutzungen inklusive eines 
Hochleistungsrechenzentrums, 

 Schaffung einer leistungsfähigen, angemessenen Erschließung des Plangebietes,  

 Sicherung einer geordneten baulichen Entwicklung des Plangebietes,  

 Sicherung bedeutender Freibereiche innerhalb des Plangebietes,  

 Durchgrünung des Plangebietes und Vernetzung mit dem Landschaftsraum,  

 Anbindung des Plangebietes an die umgebenden Wohn- und Universitätsstandorte.  

 

b) Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flst. Nrn. 1946/620, 1946/648, 1946/650, 
1946/654, 1946/660 und Teilflächen des Flst. Nr. 1946/756 der Gemarkung Erlangen.  

 

c) Planungsrechtliche Grundlage 

Für die Änderung des Flächennutzungsplans und die Aufstellung des Bebauungsplans ist die 
Herausnahme des Gebiets aus der Landschaftsschutzverordnung notwendig, da eine Bebauung 
dem Schutzzweck der Landschaftsschutzverordnung zuwiderlaufen würde (Vorlagen-Nr. 
31/252/2024). Die Änderung des LSG erfolgt in einem eigenständigen, parallel durchgeführten 
Verfahren. 

 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) mit integriertem Landschaftsplan von 2003 ist das 
Plangebiet als Waldfläche dargestellt. Der Darstellung im FNP steht dem Bebauungsplan 467 
(Vorlagen-Nr. 611/181/2023 zum Billigungsbeschluss im UVPA) entgegen. Eine Änderung des 
FNP ist daher erforderlich, um das Planungsgebiet als Sonderbaufläche Universität auszuweisen. 
Die Änderung erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB. 

 

d) Rahmenbedingungen 

 

 Im wirksamen Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan von 2003 sind im 
Änderungsbereich Waldflächen sowie „überörtliche und örtliche Hauptradwege/ -strecken“ 
dargestellt. 

 Der Änderungsbereich liegt an der östlichen Stadtgrenze Erlangens. An ihrer Ostseite 
verläuft die Kurt-Schumacher-Straße, die im FNP 2003 als Hauptverkehrsstraße 
übernommen ist. Östlich der Straße liegt das gemeindefreie Gebiet „Sebalder Reichswald“. 
Nördlich und westlich des Änderungsbereichs stellt der FNP 2003 Sonderbauflächen mit 
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Zweckbestimmung Universität dar. An der Südspitze grenzt eine Fläche für Wald an. 

 Der Änderungsbereich liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebiets, das entsprechend 
anzupassen ist. 

 Verkehrlich ist das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 467 (Vorlagen-Nr. 611/181/2023 zum 
Billigungsbeschluss im UVPA) bereits durch die bestehende Nikolaus-Fiebiger-Straße 
erschlossen. In dieser Straße verläuft ein Gehweg bislang nur an der Westseite. Zur 
Anbindung der zukünftigen Nutzungen für Fußgänger soll auch an der Ostseite der Niklaus-
Fiebiger-Straße ein Gehweg errichtet werden. Eine Anbindung an das öffentliche ÖPNV-
Netz ist bereits durch die Buslinien 20, 280, 287 und 293 gegeben. Eine direkte Zufahrt von 
der östlich angrenzenden Kurt-Schumacher-Straße ist nicht geplant. Die neuen Baufelder 
sollen zur Kurt-Schumacher-Straße durch Wald- bzw. Grünflächen abgegrenzt werden. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Der FNP 2003 soll in den o.g. Teilbereichen geändert werden. 

Die FNP-Änderung erfolgt im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

a) Verfahren 
 

Aufstellung 

Das Planverfahren wurde durch Änderungsbeschluss des Umwelt-, Verkehrs- und 
Planungsausschusses (UVPA) vom 18.07.2017 (bekanntgemacht in: Die amtlichen Seiten – 
Offizielles Mitteilungsblatt der Stadtverwaltung Erlangen Nr.10, 80. Jg. S.4 - 5) zur 20. Änderung 
des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan 2003 - Erweiterung Uni-Südgelände - eingeleitet.  

 

Der Änderungsbeschluss zur 20. Änderung des Flächennutzungsplans umfasst zwei 
Geltungsbereiche. Im Rahmen der 20a. Änderung des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan wird vorerst nur für den Teilbereich 1 (nördlicher Geltungsbereich) ein 
Änderungsverfahren durchgeführt. 

 

Der Teilbereich 2 wird in einem eigenständigen Verfahren geändert.  

 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB hat in der Form stattgefunden, 
dass vom 22.05.2023 bis einschließlich 30.06.2023 die Möglichkeit zur Einsicht und 
Stellungnahme gegeben wurde.  

 

Darüber hinaus wurde der Vorentwurf der Flächennutzungsplanänderung am 15.06.2023 in einer 
öffentlichen Informationsveranstaltung interessierten Bürgern und Bürgerinnen vorgestellt.  

 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) 
BauGB sowie § 2 (2) BauGB wurden mit Schreiben vom 15.05.2023 durchgeführt. Es wurden 
insgesamt 32 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
angeschrieben. 
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Am 19.06.2023 wurde ein Scopingtermin durchgeführt, bei dem sich die beteiligten Behörden und 
Fachdienststellen zum Untersuchungsumfang der Umweltprüfung geäußert haben. 

 

Die Äußerungen und Stellungnahmen der Bürger*innen bzw. der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange werden in der Anlage 2 behandelt. 
 

b) Schutzverordnung 

Das bisherige Landschaftsschutzgebiet „Brucker Lache“ soll vorab geändert werden. Dies erfolgt in 
einem separat laufenden Verfahren (Vorlagen Nr. 31/252/2024). 

 

c) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Der naturschutzfachliche und forstrechtliche Ausgleich, sowie artenschutzrechtlich erforderliche 
Maßnahmen werden auf Ebene des Bebauungsplans geregelt. Zum Ausgleich des Waldverlusts 
werden flächengleiche Ersatzaufforstungen durchgeführt. Die Flächen hierfür befinden sich in den 
Gemarkungen Adelsdorf, Atzelsberg, Röttenbach und Weigenhofen. Die Lage der Flächen und die 
dort geplanten Maßnahmen werden auf Ebene des parallellaufenden Verfahrens zum 
Bebauungsplans Nr. 467 (Vorlagen-Nr. 611/181/2023 zum Billigungsbeschluss im UVPA) 
dargestellt und im städtebaulichen Vertrag gesichert. 

 

d) Umweltbericht 

Für die Belange des Umweltschutzes wurde für den im Parallelverfahren aufgestellten BP 467 
(Vorlagen-Nr. 611/181/2023 zum Billigungsbeschluss im UVPA) eine Umweltprüfung gemäß § 2 
(4) BauGB durchgeführt. Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind im Umweltbericht beschrieben 
und bewertet. 

 

e) Alternativenprüfung 

Es wurden 12 weitere mögliche Alternativstandorte im Stadtgebiet auf ihre Verfügbarkeit, 
Realisierbarkeit und Eignung hin geprüft. Die Prüfung wird in der Begründung erläutert.  

Darüber hinaus wurden im Vorfeld verschiedene Bebauungskonzepte diskutiert, die jedoch 
hinsichtlich der Umweltauswirkungen vergleichbar waren. Ergebnis der Prüfung ist, dass der 
gewählte Standort an der Kurt-Schuhmacher-Straße am besten geeignet ist und gewährleistet, die 
Vorhaben im angestrebten Zeithorizont realisieren zu können. Die Fläche bietet eine ausreichende 
Größe, um alle Nutzungen gemäß der Masterplanung integrieren zu können. Weiterhin steht die 
Fläche in unmittelbarem Zusammenhang mit dem bestehenden Uni-Südgelände und hat bereits 
denselben Grundstückseigentümer, so dass eine sofortige Verfügbarkeit gewährleistet ist. Auch 
hinsichtlich der Erreichbarkeit bietet die Fläche eine sehr gute Anbindung an das ÖPNV-Netz.  

 

Alle weiteren geprüften Flächen sind zu klein, bereits durch andere (geplante) Nutzungen belegt 
und/ oder auf Grund der Eigentumsverhältnisse nicht verfügbar. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  
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Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Im Zuge des parallellaufenden Bebauungsplanverfahrens (Vorlagen-Nr. 611/181/2023) werden 
Umwelt- und Klimaaspekte durch die Ausarbeitung des Umweltberichts einer eingehenden 
Betrachtung zugeführt.  

 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung werden die Ein- und Durchgrünung der Baufläche 
dargestellt. Detaillierte Regelungen werden sind im Bebauungsplan festgesetzt und im 
Städtebaulichen Vertrag getroffen. 

 

Die negativen Auswirkungen auf den Klimaschutz werden damit minimiert. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.    
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Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen. 

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.   

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 20 611/181/2023 

Bebauungsplan Nr. 467 der Stadt Erlangen - Erweiterung Uni-Südgelände Ost - mit 
integriertem Grünordnungsplan; hier: Billigungsbeschluss 
sowie Fraktionsantrag Nr. 122/2023 der Grünen Liste vom 01.08.2023 und 
Fraktionsantrag Nr. 240/2023 der Grünen Liste vom 22.11.2023 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

a) Anlass und Ziel der Planung 

Das Bayerische Kabinett hat am 02.05.2017 beschlossen, die Hochschulstandorte Erlangen 
und Nürnberg massiv zu stärken. Die Technische Fakultät der Friedrich-Alexander-Universität 
wird „als Ganzes am Standort Erlangen gestärkt und weiterentwickelt“. 

Der Stadtrat hat mit den Grundsatzbeschlüssen vom 30.03.2017 und 31.05.2017 das weitere 
Vorgehen zum Thema Technische Fakultät beschlossen: Die Stadtverwaltung wurde 
beauftragt, hinsichtlich der Wachstumspotentiale der Technischen Fakultät (siehe Beschluss 
vom 30.03.2017) die Zusammenarbeit mit allen relevanten Partnern mit hoher Priorität 
fortzusetzen und zu vertiefen mit dem Ziel, der Fakultät die beste Entwicklung im Rahmen der 
Forschungslandschaft in Erlangen und Nürnberg zu ermöglichen. Es sollen so bald wie 
möglich Erweiterungsflächen geschaffen werden.  

Diesbezüglich wurde die Verwaltung beauftragt, die Verfahren zur Änderung des 
Flächennutzungsplans und zur Aufstellung von Bebauungsplänen einzuleiten. Grundlage 
hierfür ist die Masterplanung Uni-Südgelände, die im Stadtrat am 28.04.2022 vorgestellt und 
beschlossen wurden. 

Im Bereich des Bebauungsplans Nr. 467 sollen laut Masterplanung Labore, Werkstätten, 
Büros, Forschungsbetriebe und andere institutsnahe Einrichtungen verortet werden. Im 
südlichen Teil soll das Nordbayerische Hochleistungsrechenzentrum entstehen, welches als 
erste Baumaßnahme geplant ist. 

Ziel des Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für die 
geordnete städtebauliche Entwicklung für den Bereich östlich der Nikolaus-Fiebiger-Straße und 
westlich der Kurt-Schumacher-Straße. Ziele sind dabei im Einzelnen: 
 

 Bedarfsdeckung universitärer und universitätsnaher Nutzungen inklusive eines 
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Hochleistungsrechenzentrums, 

 Schaffung einer leistungsfähigen, angemessenen Erschließung des Plangebietes,  

 Sicherung einer geordneten baulichen Entwicklung des Plangebietes im Bereich des 
Landschaftsschutzgebiets „Brucker Lache“,  

 Sicherung bedeutender Freibereiche innerhalb des Plangebietes,  

 Durchgrünung des Plangebietes und Vernetzung mit dem Landschaftsraum,  

 Anbindung des Plangebietes an die umgebenden Wohn- und Universitätsstandorte.  

 

b) Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Flst. Nrn. 1946/620, 1946/648, 
1946/650, 1946/654, 1946/660 und Teilflächen des Flst. Nr. 1946/756 der Gemarkung 
Erlangen.  

Der Geltungsbereich hat sich im Vergleich zum Aufstellungsbeschluss geringfügig erweitert.  
An der Ostseite der Nikolaus-Fiebiger-Straße (Flst.Nr. 1946/756) ist im Bestand kein Gehweg 
vorhanden. Aufgrund der geplanten universitären Nutzungen soll auch an der Ostseite ein 
Gehweg mit begleitender Baumpflanzung erstellt werden. Daher wird der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans am westlichen Rand erweitert. Der Geltungsbereich wird damit um ca. 0,26 
ha auf insgesamt ca. 5,11 ha erweitert. Er umfasst mithin die Flächen, die für eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung im Sinne der Ziele und Zwecke der Planung erforderlich sind.  

Der erweiterte räumliche Geltungsbereich ist in Anlage 1 dargestellt. 

 

c) Planungsrechtliche Grundlage 

Für die Aufstellung des Bebauungsplans ist die Herausnahme des Gebiets aus der 
Landschaftsschutzverordnung notwendig, da eine Bebauung dem Schutzzweck der 
Landschaftsschutzverordnung zuwiderlaufen würde. Eine entsprechende Beschlussvorlage 
(Vorlagen-Nr. 31/252/2024) ist Gegenstand derselben Sitzungsreihe dieser Beschlussvorlage. 

 

Im wirksamen Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan von 2003 (FNP) ist das 
Plangebiet als Waldfläche dargestellt. Der Bebauungsplan steht der Darstellung im FNP 
entgegen. Eine Änderung des FNP ist daher erforderlich, um das Planungsgebiet als 
Sonderbaufläche Universität auszuweisen. Eine entsprechende Beschlussvorlage (Vorlagen-
Nr. 611/205/2024) ist Gegenstand derselben Sitzungsreihe dieser Beschlussvorlage. 

Die Änderung erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 (3) BauGB. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 467 der Stadt Erlangen – Erweiterung Uni-Südgelände 
Ost – mit integriertem Grünordnungsplan. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

a) Verfahren 

Aufstellung 

Der Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss des Erlanger Stadtrates hat am 18.07.2017 
beschlossen, für das Gebiet zwischen Kurt-Schumacher-Straße und Nikolaus-Fiebiger-Straße, 
südlich der Staudtstraße den Bebauungsplan Nr. 467 – Erweiterung Uni-Südgelände Ost – 
nach den Vorschriften des BauGB aufzustellen. 
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Masterplanung 

Mit der Masterplanung wurde ein Gesamtkonzept für weitere Entwicklung des Südgeländes 
unter Betrachtung der derzeitigen Situation, des erforderlichen Flächenbedarfs und der 
zukünftigen funktionalen und technischen Anforderungen erarbeitet. Dabei wurde sowohl die 
bauliche Entwicklung im bestehenden Südgelände als auch notwendige Erweiterungsflächen 
betrachtet.  

Als eine Erweiterungsfläche wurde hierbei die ‚Arrondierungsfläche Ost‘ (Bebauungsplan Nr. 
467) mit zukünftigen Nutzungen belegt. In diesem Gebiet sind laut Masterplanung Labore (z.B. 
sog. ‚heavy duty labs‘), Werkstätten, Forschungsinstitute, Büros o.ä. vorgesehen. Im südlichen 
Teil des Bebauungsplans soll das Nordbayerische Hochleistungsrechenzentrum einschließlich 
Verwaltungsgebäude entstehen. 

Die Masterplanung wurde am 28.04.2022 im Stadtrat vorgestellt und beschlossen. 

 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB hat in der Form stattgefunden, 
dass vom 22.05.2023 bis einschließlich 30.06.2023 Möglichkeit zur Einsicht und 
Stellungnahme gegeben wurde.  

 Vorgebrachte Stellungnahmen wurden geprüft und haben zu geringfügigen Änderungen und 
Ergänzungen des Bebauungsplans geführt. Die Einzelheiten können der tabellarischen 
Übersicht in der Anlage 4 entnommen werden. 

 

Am 15.06.2023 fand eine öffentliche Informationsveranstaltung statt, an der etwa 25 Personen 
teilnahmen. Die vorgebrachten Äußerungen bezogen sich überwiegend auf folgende Punkte:  

 

 Ausgleich für die Rücknahme des Landschaftsschutzgebietes (LSG):  
Der Flächenumfang des LSG muss nicht ausgeglichen werden, der Ausgleich erfolgt 
durch artenschutzrechtliche Maßnahmen und eine Ersatzaufforstung von 3,7 ha. 

 Berücksichtigung der Kaltluftschneisen bezügl. Grundflächenzahl (GRZ) im SO1:  
Die Kaltluftschneisen sind bei der GRZ im SO 1 nicht mitgerechnet. 

 Gebäudehöhe erhöhen:  
Die maximal zulässigen Gebäudehöhen wurden geringfügig angehoben (von 25 m auf 
28 m Höhe). Als Ausgleich wurde die südliche Baugrenze im Süden verringert, so dass 
weniger Fläche überbaut werden soll. Aufgrund der geplanten Nutzung von Laboren 
und Werkstätten bestehen gewisse Grenzen bezügl. der Stapelbarkeit der universitären 
Nutzungen. 

 zeitlicher Ablauf von Baumaßnahmen nach Abschluss der Bauleitplanung:  
Lediglich das SO 2 wird umgehend realisiert (Hochleistungsrechenzentrum mit 
Verwaltungsbau und Übergabestation der EStW). Die Fläche im SO 1 wird Stück für 
Stück im Rahmen der Umstrukturierung des Südgeländes entwickelt. Im 
Städtebaulichen Vertrag wird geregelt, dass erst dann und dort gerodet wird, wo eine 
konkrete Planung vorliegt. 

 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
(1) BauGB hat in der Zeit vom 22.05.2023 bis einschließlich 30.06.2023 stattgefunden. Die 
vorgebrachten Stellungnahmen wurden geprüft und haben zu geringen Änderungen und 
Ergänzungen der Planung geführt. Die Einzelheiten können der tabellarischen Übersicht in der 
Anlage 4 entnommen werden. 
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Die verwaltungsinterne Abstimmung hat zu Änderungen im Bebauungsplan geführt. Bezüglich 
folgender Themen wurden die textlichen Festsetzungen geändert / ergänzt: 

 Einfriedungen und deren Begrünung 

 Pflanzenartenliste 

 Dachbegrünung und technische Aufbauten 

 Werbeanlagen 

 Festsetzungen zum Bodenschutz 

 Maßnahmen zum Schutz für Vögel und Insekten 
 

b) Städtebauliche Ziele 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 467 – Erweiterung Uni-Südgelände Ost – wird die Stärkung und 
Weiterentwicklung des Universitätsstandortes Erlangen verfolgt.  

In den vorangegangenen Jahren hat die FAU mit der ‚Masterplanung Südgelände‘ ein 
Entwicklungskonzept für das gesamte Uni-Südgelände erarbeiten lassen. Diese 
Masterplanung wurde am 28.04.2022 im Stadtrat vorgestellt und beschlossen. 

Neben der Verdichtung des bereits bebauten Geländes sind dringend zusätzliche 
Erweiterungsflächen notwendig. Durch die Schaffung von neuem Baurecht soll eine 
städtebaulich geordnete Erweiterung der Technischen Fakultät am Standort Erlangen Süd 
ermöglicht werden.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 467 sind Labore (u.a. Hochleistungslabore - sog. 
‚heavy duty labs‘), Werkstätten, Forschungsinstitute, Büros o.ä. vorgesehen. Im südlichen Teil 
des Bebauungsplans soll das Nordbayerische Hochleistungsrechenzentrum einschließlich 
eines Verwaltungsgebäudes sowie einer Übergabestation der Erlanger Stadtwerke für die 
Nutzung der Abwärme des Rechenzentrums entstehen. 

 

Verkehrlich ist das Gebiet des Bebauungsplans Nr. 467 bereits durch die bestehende 
Nikolaus-Fiebiger-Straße erschlossen. In dieser Straße verläuft ein Gehweg bislang nur an der 
Westseite. Zur Anbindung der zukünftigen Nutzungen für Fußgänger soll auch an der Ostseite 
der Niklaus-Fiebiger-Straße ein Gehweg errichtet werden.  

Eine Anbindung an das öffentliche ÖPNV-Netz ist bereits durch zwei Haltestellen der Buslinien 
20 und 280 gegeben. 

 

Eine direkte Zufahrt von der östlich angrenzenden Kurt-Schumacher-Straße ist nicht geplant.  

Die neuen Baufelder sollen zur Kurt-Schumacher-Straße durch Wald- bzw. Grünflächen 
abgegrenzt werden.  

Sowohl in den im Norden gelegenen Gehölz-Ufersaum des Röthelheimgrabens, auch in den 
unter Naturschutz stehenden Flechten-Kiefernwald im Süden wird nicht eingegriffen. 

 

Mit der bauplanungsrechtlichen Sicherung der Grünflächen in der Mitte des Plangebiets soll 
eine Gliederung der beiden Baufelder erreicht werden. Des Weiteren dienen die Grünflächen 
als Kaltluftleitbahnen und als Wegeverbindung in den östlich angrenzenden Sebalder 
Reichswald. Die vorhandenen Verbindungen in den angrenzenden Landschaftsraum bleiben 
somit erhalten. 

 

Im nördlichen Baufeld (SO 1) werden darüber hinaus weitere Kaltluftleitbahnen festgesetzt. Sie 
bilden als „grüne Finger“ Gliederungen zwischen den geplanten Baukörpern und dienen der 
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Verzahnung der Baustrukturen mit dem Landschaftsraum. Damit können negative klimatische 
Auswirkungen der zukünftigen Bebauung auf die Umgebung minimiert werden. 

 

Schallimmissionsschutz: 

Im Plangebiet muss sichergestellt werden, dass geplante, schutzbedürftige Nutzungen im 
Geltungsbereich (z.B. Sozial- oder Büroräume) nicht erheblich durch schädliche, von außen 
einwirkende Verkehrsgeräusche beeinträchtigt werden.  

Die Ergebnisse des Schallschutzgutachtens zeigen, dass keine Beeinträchtigungen hinsichtlich 
Verkehrslärms für das nördliche Baugebiet SO 1 aufgrund der Entfernung zur Kurt-
Schumacher-Straße vorliegen. Für das SO 2 ergeben sich aufgrund des geringeren Abstands 
der Baugrenze zur Kurt-Schumacher-Straße Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 
18005 im Tageszeitraum, die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für Mischgebiete werden 
jedoch eingehalten. 

 

Gemäß den Vorgaben der DIN 18005 sind in der städtebaulichen Planung die für bestimmte 
Nutzungen vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen auf schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. 

Im Bebauungsplan sind passive Schallschutzmaßnahmen textlich und zeichnerisch 
festgesetzt. Somit können gesunde Arbeitsverhältnisse in den Innenräumen gewährleistet 
werden. 

 

Natur und Landschaft: 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden umfangreiche grünordnerische Maßnahmen sowie 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
festgesetzt. Hierdurch wird das Eintreten erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen 
verhindert bzw. minimiert, so dass die Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen 
Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie von Naturschutz und Landschaftspflege 
vereinbar ist. 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden sechs Teilbereiche als Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit unterschiedlichen 
Eingriffsmöglichkeiten und Anforderungen festgesetzt.  

Die Festsetzungen zu diesen Teilbereichen dienen u.a. dazu, die notwendigen neuen 
Baufelder möglichst klimaverträglich zu gestalten. 

Des Weiteren werden Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie 
deren Erhaltung und Pflege getroffen. 

Maßnahmen zum naturschutzfachlichen und forstrechtlichen Ausgleich erfolgen außerhalb des 
Geltungsbereichs. Darüber hinaus werden Festsetzungen zum Artenschutz getroffen. 

Entlang der Nikolaus-Fiebiger-Straße wird an der Ostseite eine durchgehende Baumreihe 
gepflanzt, um den langgestreckten Straßenraum zu gliedern. 

 

c) Umweltprüfung 

Für die Belange des Umweltschutzes wurde eine Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 
durchgeführt. Die Ergebnisse wurden im Umweltbericht beschrieben und bewertet. 
 

Zusammenfassung des Umweltberichts: 

Um die durch die Planung entstehenden Wirkungen auf die Umwelt zu beurteilen, wurde der 
momentane Zustand der relevanten Schutzgüter untersucht und eine Prognose für ihre 
Entwicklung im Planungsfall erstellt. Folgende Schutzgüter wurden im Einzelnen und in ihren 
Wechselwirkungen zueinander betrachtet: 
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 Der Mensch und seine Gesundheit, Bevölkerung 

 Pflanzen und Tiere / Biologische Vielfalt / Artenschutz 

 Boden 

 Fläche 

 Wasser 

 Luft und Klima 

 Landschaft / Ortsbild 

 Kultur- und sonstige Sachgüter 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 
 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur 
Vermeidung und zum Ausgleich durch die Realisierung des Bebauungsplans im 
Gesamtergebnis der Umweltprüfung ein Eingriff mit mittlerer Auswirkungsintensität entsteht.  

 

Durch die Inanspruchnahme von bislang unbebauter Waldfläche sind folgende Maßnahmen 
zum natur- und artenschutzfachlichen Ausgleich sowie zum Waldausgleich erforderlich, deren 
Umsetzung im städtebaulichen Vertrag gesichert werden. 

 Anbringen von Nistkästen / Quartiermöglichkeiten für Vögel und Fledermäuse 

 0,58 ha Ersatzlebensraum für Zauneidechsen 

 3,7 ha Ersatzaufforstung für den Waldausgleich 
 

In die geschützten Biotope des Röthelheimgrabens im Norden des Geltungsbereichs sowie 
des Flechten-Kiefernwaldes im Süden des Geltungsbereichs findet kein Eingriff statt. Sie 
werden im Bebauungsplan dauerhaft zum Schutz festgesetzt. 

 

d) Fraktionsantrag Nr. 122/2023 der Grünen Liste vom 01.08.2023 

Die Grüne Liste beantragt folgende Änderungen zum Bebauungsplan Nr. 467: 

 die maximal zulässige Wandhöhe soll auf 35 m / 7 Vollgeschosse erhöht werden 

 die Grundflächenzahl (GRZ) soll auf 0,5 reduziert werden 
Damit soll das Ziel des flächensparenden Bauens stärker berücksichtigt werden. Mit den 
vorgeschlagenen Änderungen soll weniger Fläche versiegelt und die Frischluftschneisen 
möglichst verbreitert werden. 

In den Baufeldern des Bebauungsplans 467 sind laut Masterplanung unter anderem Labore 
(u.a. Hochleistungslabore - sog. ‚heavy duty labs‘), Werkstätten, Forschungsinstitute, o.ä. 
vorgesehen. Im südlichen Teil des Bebauungsplans soll ein neues 
Hochleistungsrechenzentrum errichtet werden. Diese Einrichtungen besitzen bestimmte 
funktionale Anforderungen, die nicht mit „normalen“ Büros oder Lehrräumen der Universität 
vergleichbar sind, sondern benötigen z.B. größere Raumhöhen und Flächenbedarfe und sind 
teilweise nicht stapelbar.  

 

Die Anregungen des Fraktionsantrags können aufgrund dieser technischen und funktionalen 
Nutzungsanforderungen daher nur zum Teil berücksichtigt werden. Die maximal zulässigen 
Wandhöhen werden geringfügig von 25 m auf 28 m angehoben. Im Gegenzug wird im Süden 
die überbaubare Grundstücksfläche reduziert, so dass weniger Fläche versiegelt wird. 

 

e) Fraktionsantrag Nr. 240/2023 der Grünen Liste vom 22.11.2023 
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Die Grüne Liste beantragt, verschiedene Punkte in die Erläuterungen des Bebauungsplans Nr. 
467 aufzunehmen (Tabelle linke Spalte). Diese Punkte werden im Einzelnen wie folgt 
beantwortet und erläutert (Tabelle rechte Spalte): 

 

Anregungen der Grünen Liste:                      
(zusammengefasst) 

Antworten und Erläuterungen / Regelungen 
im Bebauungsplan: 

Zufahrten, Wege und Platzflächen sind mit 
wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, 
sofern kein Schwerlastverkehr zu erwarten 
oder aufgrund von Rechtsvorschriften eine 
Versiegelung notwendig ist. 

Zufahrten, Wege und Platzflächen sind mit 
wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, 
sofern kein Schwerlastverkehr zu erwarten 
oder aufgrund von Rechtsvorschriften eine 
Versiegelung notwendig ist (Textl. Festsetzung 
Nr. 2.1 zur Grünordnung). 

Es werden keine Kalkschotter oder kalkhaltige 
Materialien eingesetzt. 

Das Einbringen von kalkhaltigem Material in 
der Deckschicht ist nicht zulässig (Textl. 
Festsetzungen Nr. 5 und 6.5 zur 
Grünordnung). 

Für die Bepflanzung der Freiflächen sind 
insektenfreundliche und klimaangepasste 
Pflanzen zu wählen. Es soll eine extensive 
Pflege gewährleistet werden. 

Es sind die in der Pflanzenartenliste der Stadt 
Erlangen aufgeführten standortheimischen und 
klimaangepassten Baum- und Gehölzarten 
vorrangig zu verwenden (Textl. Festsetzung 
Nr. 4.3 zur Grünordnung). 

Für die Zauneidechse ist ein ausreichend 
großer Ersatzlebensraum (0,58 ha) zu 
schaffen. Es wird ein 20-jähriges Monitoring 
gefordert. Ebenso soll ein Monitoring für die 
Ersatz-Nistkästen erfolgen. 

Ein entsprechend großer Ersatzlebensraum für 
die Zauneidechse wurde gefunden. Dieser 
wird im Städtebaulichen Vertrag gesichert. 

Es werden rechtzeitig Ersatznistkästen für 
Fledermäuse in der Umgebung aufgehängt. 
Dies wird im Städtebaulichen Vertrag 
gesichert. 

Bei den vorgesehenen Ersatz- und 
Ausgleichsmaßnahmen handelt es sich um 
bewährte Methoden, daher ist das im 
Fraktionsantrag geforderte 20-jährige 
Monitoring nicht erforderlich. Durch den 
Städtebaulichen Vertrag ist festgelegt, dass di 
Funktionsfähigkeit der vorgezogenen 
artenschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen in den Jahren 1, 3 und 5 
geprüft und ggf. nachgebessert wird. 

PV-Module sollen bündig bis zur Dachkante 
aufgebracht werden, die Montagekonstruktion 
soll nicht sichtbar sein. 

Die Festsetzungen zu Solaranlagen 
entsprechen den Grundsatzbeschlüssen des 
Stadtrates. 

Fassadenbegrünungen mit ausreichend 
Pflanzflächen. 

Die Festsetzungen entsprechen der 
Freiflächengestaltungssatzung. Bei der 
Anbringung von PV-Anlagen an den Fassaden 
ist die Fassadenbegrünung nachrangig. 

Vermeidung von großen Glasflächen für Vögel Ein erhöhtes Tötungsrisiko von Vögeln ist zu 
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bzw. Vogelschutzglas vermeiden, bauliche geeignete Maßnahmen 
sind entsprechend umzusetzen (Textl. 
Festsetzung Nr. 10.1 zur Grünordnung). 

Konzepte der Nahwärmenutzung des 
Rechenzentrums durch die EStW und nach 
dem neuesten technischen Stand 

Die Abwärme des Rechenzentrums wird in das 
Netz der EStW eingespeist. Es wird eine 
Übergabestation errichtet. 

Keine Parkierungsflächen auf den 
angrenzenden Flächen zum 
Naturschutzgebiet 

 

Angrenzende Flächen zum Naturschutzgebiet 
Exerzierplatz liegen im rechtsverbindlichen 
BPlan Nr. 380, nicht im vorliegenden Entwurf 
zum Bebauungsplan Nr. 467. 

Baufelder sollen nur dort gerodet werden, wo 
auch konkret gebaut wird. 

Diese Forderung wird im Städtebaulichen 
Vertrag entsprechend geregelt. 

Lärmschutzwände sind insektenfreundlich zu 
bepflanzen / begrünen. 

Lärmschutzwände sind nicht erforderlich und 
demnach nicht vorgesehen. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens werden Umwelt- und Klimaaspekte durch die 
Ausarbeitung des Umweltberichts einer eingehenden Betrachtung zugeführt.  

 

Die negativen Auswirkungen auf den Klimaschutz wurden dahingehend minimiert, dass 
aufgrund der Ergebnisse des klimaökologischen Gutachtens das nördliche Baufeld durch drei 
Kaltluftleitbahnen gegliedert wird. Diese sind von Bebauung freizuhalten. 

Des Weiteren werden im östlichen wie im südlichen Teil des Geltungsbereichs Waldflächen 
erhalten. 

 

Weitere Maßnahmen zum Klimaschutz werden im Bebauungsplan und im Städtebaulichen 
Vertrag festgesetzt (Versickerung, Dachbegrünung, Zeitpunkt der Baumfällung, Ersatz- und 
Ausgleichsmaßnahmen, solare Baupflicht etc.). 
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5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten 7.000 € pro Jahr 
für den 
Grünflächenunter
halt 

bei Sachkonto: EB 77 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen. 

 

Das Beiratsmitglied Frau Simon fragt an, ob die Wirkung der Frischluftschneise aufgrund der 
Erhöhung der Geschosszahl noch einmal geprüft werden kann.  

Außerdem regt sie an, die zentrumsnahe Lage der zu rodenden Fläche bei der Ersatzaufforstung 
zu berücksichtigen. Sollte die Ersatzaufforstung nicht zentrumsnah erfolgen, schlägt sie vor eine 
größere Fläche aufzuforsten.  
Die Verwaltung sagt eine Prüfung zu.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen. 

 

Das Beiratsmitglied Frau Simon fragt an, ob die Wirkung der Frischluftschneise aufgrund der 
Erhöhung der Geschosszahl noch einmal geprüft werden kann.  
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Außerdem regt sie an, die zentrumsnahe Lage der zu rodenden Fläche bei der Ersatzaufforstung 
zu berücksichtigen. Sollte die Ersatzaufforstung nicht zentrumsnah erfolgen, schlägt sie vor eine 
größere Fläche aufzuforsten.  
Die Verwaltung sagt eine Prüfung zu.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 21 610.1/015/2024 

Zwischenbericht des Amtes für Stadtplanung und Mobilität (mit PET und 
Stabstellen Ref. VI) Budget und Arbeitsprogramm 2024 - Stand: 31.07.2024 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Einhaltung des Budgetrahmens 
Abarbeitung des Arbeitsprogrammes 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Maßnahmen einleiten, Wege finden, um mit den bewilligten Budgetmitteln auszukommen bzw. 
das Arbeitsprogramm im vollen Umfang abzuarbeiten. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 siehe Anlage „Budget und Arbeitsprogramm 2024 Stand 31.07.2024 des Amtes für 
Stadtplanung und Mobilität“ 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen - entfällt -  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Auf Wunsch der Stadträtin Frau Wunderlich wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung 
behandelt und in den Stadtrat verwiesen. Hierüber besteht Einvernehmen.  
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Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.   

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Auf Wunsch der Stadträtin Frau Wunderlich wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung 
behandelt und in den Stadtrat verwiesen. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 22 611/209/2024 

Varianten zur Breite des Unterquerungsbauwerk BAB A73 zur Verbindung von der 
Regnitzstadt in den Wiesengrund 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Der Zweckverband Stadt-Umland-Bahn (ZV StUB) plant im Zuge der Querung des Regnitzgrundes eine 

Unterführung der BAB A73 im Bereich des Großparkplatzes/Regnitzstadt. Diese besteht im Wesentlichen 

aus einem Trogbauwerk mit Rampen für die untenliegenden Verkehrswege und einem Brückenbauwerk für 

die darüberliegende Autobahn. Das Unterführungsbauwerk soll die Gleisanlagen der Stadt-Umland-Bahn 

beinhalten sowie gemäß dem Verlangen der Stadt Erlangen eine Querungsmöglichkeit für Fußgänger und 

Radfahrer. In der BV 611/109/2022 wurden bereits die zwei Planungsalternativen für die Unterquerung der 

BAB 73 aufgezeigt. Mit der vorliegenden Beschlussvorlage soll eine Grundsatzentscheidung für das 

Unterführungsbauwerk auf Basis der städtebaulichen und verkehrlichen Vor- und Nachteile der Varianten 

und der nun vorliegenden Kostenschätzung getroffen werden. 

 

Die Unterquerung BAB A73 hat zukünftig eine zentrale Funktion in der Anbindung der Innenstadt an den 

Wiesengrund und die westlichen Stadtteile sowie im Radwegenetz (zukünftige Radschnellverbindung s. 

Anlage 1) der Stadt Erlangen. Der Radwegenetzplan aus dem VEP 2030 sieht über die Achse Regnitzgrund – 

Regnitzstadt – Güterhallenunterführung – Innenstadt eine hochwertige Radschnellverbindung in West-Ost-

Richtung vor, welche gemäß BV 613/187/2022 geführt wird.  

 

Die von der Verwaltung beauftragte Machbarkeitsstudie zur Führung der Radschnellverbindung zwischen 

der Unterquerung der A73 und der Wöhrmühlinsel kommt zum Ergebnis, dass die Führung samt 

Brückenbauwerk südlich der StUB-Trasse im Vergleich zu den weiteren geprüften Varianten (s. Anlage 2) 

den mit deutlichem Abstand größten Nutzen aufweisen kann. Dies begründet sich am Mehrwert der 

Verbindung, die eine durchgängige, kreuzungsfreie Radwegetrasse vom Wiesengrund bis zu den Arcaden 

gewährleistet. Zudem werden die Einhaltung der technischen Anforderungen an eine Radschnellverbindung 

ermöglicht und die örtlichen Randbedingungen eingehalten. Die städtebaulichen Anforderungen der 

Regnitzstadt werden erfüllt. Dementsprechend ist aus verkehrlicher und städtebaulicher Sicht sachlich wie 

fachlich die Weiterverfolgung der in der Machbarkeitsstudie am besten bewerteten Variante zu befürworten. 
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Der Zweckverband StUB plant die Trassierung der Stadt-Umland-Bahn sowie das Unterführungsbauwerk. 

Der Beginn der Lage der Unterquerung wurde auf Höhe Ende Auffahrtsstreifen der BAB A73 fixiert. (s. 

Anlage 3)  

 

Basierend auf dem Verlangen der Stadt Erlangen nach einem in diesem Bauwerk zu integrierenden Rad- und 

Fußweg werden zwei Varianten vorgestellt:  

 

Variante A: Unterquerung mit einseitigem Fuß- und Radweg  

 

Für die Querung der BAB 73 über der Grundwasserwanne wird ein Brückenbauwerk geplant. Die 
Unterquerung wird mit einer Bauwerksbreite von ca. 16,10m vorgesehen. Im nördlichen Feld der 
Unterführung befinden sich die Gleise der Straßenbahn mit einer Breite von 8,10m und einer 
lichten Höhe von 4,50m. Eine Mitnutzung des Gleiskörpers für den Buslinienverkehr und 
Einsatzfahrzeuge ist berücksichtigt. Die Flächen für den nicht-motorisierten Verkehr sollen südlich 
der StUB-Trasse liegen. Diese beinhaltet die Radschnellverbindung sowie einen Gehweg mit einer 
Breite von zusammen 7,50m und einer lichten Höhe von 4,00m. (s. Anlage 4)  

Diese soll eine direkte, schnelle Verbindung zwischen den westlichen Stadtteilen (Büchenbach, 
Alterlangen) und der Innenstadt darstellen und als bedeutende, weiträumige Hauptachse des 
Radverkehrs ungestört (kreuzungsfrei) geführt werden.  

 

Herstellungskosten brutto 

(abhängig von gewählter  

Konstruktion) 

16,5 Mio € bis 18,5 Mio € 

Anteil der Stadt Erlangen ca. 48% 

(gem. ca. Breitenanteil) 

8,0 Mio € bis 9,0 Mio € 

Zzgl. Verwaltungskosten  + 1,6 Mio € 

Zzgl. Anteil Ablösebetrag + 0,8 Mio € 

Abzgl. Förderung Bay GVFG                                               -  4,0 Mio € 

Gesamtfinanzierung (aufgerundet) ca. 6,5 Mio € bis 7,5 Mio € 

 

Bei der oben genannten Gesamtfinanzierung sind noch keine Kosten für notwendige 
Folgemaßnahmen, wie z. B. Spartenverlegung Hauptsammler, Bauwerk zur 
Oberflächenentwässerung, etc. enthalten, da hierfür noch keine abschließenden Planungen 
vorliegen.  

 

Zusätzlich ergeben sich noch Investitionskosten für die Wegeführung einschließlich der 
erforderlichen Fuß- und Radwegbrücke über den östlichen Regnitzarm, die ausschließlich durch 
die Stadt Erlangen zu tragen sind.  

 

Variante B: Unterquerung mit zweiseitigem Fuß- und Radweg 

 

Für die Querung der BAB 73 über der Grundwasserwanne wird ein Brückenbauwerk geplant. Die 
Unterquerung wird mit einer Bauwerkslänge von ca. 24,10m vorgesehen. Im mittleren, zentralen 
Feld der Unterführung befinden sich die Gleise der Straßenbahn mit einer Breite von 8,10m und 



Niederschrift UVPA/008/2024 der Sitzung des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschusses / Werkausschusses EB77 
vom 17.09.2024  

 

Seite 36 / 62 

einer lichten Höhe von 4,50m. Eine Mitnutzung des Gleiskörpers für den Buslinienverkehr und 
Einsatzfahrzeuge ist berücksichtigt. Die Flächen für den nicht-motorisierten Verkehr sollen nördlich 
und südlich der StUB-Trasse liegen und als zwei symmetrische Felder ausgeführt werden. Diese 
beinhalten einen 2-Richtungsradweg bzw. eine Radschnellverbindung sowie jeweils einen Gehweg 
mit einer Gesamtbreite von je 7,50m und einer lichten Höhe von 4,00m. (s. Anlage 5)  

Die südliche Radschnellverbindung soll eine direkte, schnelle Verbindung zwischen den westlichen 
Stadtteilen (Büchenbach, Alterlangen) und der Innenstadt darstellen und als bedeutende, 
weiträumige Hauptachse des Radverkehrs ungestört (kreuzungsfrei) geführt werden. Der nördliche 
Geh- und Radweg soll als kleinräumige, entschleunigte Verbindung zwischen Regnitzgrund und 
Bahnhof fungieren und als Boulevard zur Innenstadt dienen. Er schafft zudem für die zukünftigen 
Wohnbebauung in der Regnitzstadt einen attraktiven Zugang in den großflächigen 
Landschaftsraum.  

 

Herstellungskosten brutto 

(abhängig von gewählter  

Konstruktion) 

21,5 Mio € bis 23,5 Mio € 

Anteil der Stadt Erlangen ca. 65% 

(gem. ca. Breitenanteil) 

14,0 Mio € bis 15,5 Mio € 

Zzgl. Verwaltungskosten  + 2,8 Mio € 

Zzgl. Anteil Ablösebetrag + 1,5 Mio € 

Abzgl. Förderung Bay GVFG                                               -  4,4 Mio € 

Gesamtfinanzierung (aufgerundet) ca. 14,0 Mio € bis 15,5 Mio € 

 

Bei der oben genannten Gesamtfinanzierung sind noch keine Kosten für notwendige 
Folgemaßnahmen, wie z. B. Spartenverlegung Hauptsammler, Bauwerk zur 
Oberflächenentwässerung, etc. enthalten, da hierfür noch keine abschließenden Planungen 
vorliegen. Hierbei muss auch berücksichtigt werden, dass diese Kosten für Variante B höher 
ausfallen werden als für Variante A.  

 

Zusätzlich ergeben sich noch Investitionskosten für die Wegeführung einschließlich der 
erforderlichen Fuß- und Radwegbrücke über den östlichen Regnitzarm, die ausschließlich durch 
die Stadt Erlangen zu tragen sind.  

 

Für beide Varianten (A + B) gilt: 

 

Die o.g. Kosten sind ausschließlich für die beiden Bauwerke (Brücke BAB 73 und 
Grundwasserwanne als Trogbauwerk) geschätzt und müssen gemeinsam vom ZV StUB und von 
der Stadt Erlangen getragen werden. Die Ermittlung der Kostenteilungsschlüssel ist über 
Fiktiventwürfe auf Basis des jeweiligen Verlangens durchzuführen. Die o.g.  überschlägige Teilung 
der Herstellungskosten erfolgte vereinfacht über eine prozentuale Aufteilung über die Breiten der 
Verkehrswege. Die Herstellungskosten wurden vom ZV StUB auf Basis von vergleichbaren 
Projekten und über eine überschlägige Mengenermittlung zusammengestellt.  

Da die neu zu erstellende Brücke BAB 73 nach Fertigstellung in das Eigentum und die 
Unterhaltslast der Autobahndirektion Nordbayern übergehen soll, muss die Vorplanung (Lph2) 
sowie die technische Ausführung des Bauwerks vom ZV StUB mit der Autobahndirektion 
Nordbayern abgestimmt werden. Hierzu ist mit der Autobahn GmbH zeitnah eine entsprechende 
Planungsvereinbarung und im Weiteren eine Kreuzungsvereinbarung auszuarbeiten.   
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Die Grundwasserwanne/Rampenbauwerke verbleiben in der Bau- und Unterhaltslast der Stadt 
Erlangen und des Zweckverbandes und werden entsprechen den Anteilen an den 
Herstellungskosten aufgeteilt.  

 

Entsprechend einer ersten Einschätzung der Regierung von Mittelfranken ist die südliche 
Radschnellverbindung förderfähig. Weitere Fördermöglichkeiten des Städtebaus für die nördliche 
Verbindung müssen seitens der Verwaltung im weiteren Verfahren geklärt werden.  

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Bewertung und Empfehlung 

 

In Anbetracht der gesamtstädtischen Bedeutung der Verbindung soll auf eine hochwertige und 
zukunftsfähige Ausführung Wert gelegt werden.  

 

Die beiderseits der StUB Trasse angeordneten Wegeflächen sind im Wettbewerbsergebnis 
„Regnitzstadt“ sowie im städtebaulichen Rahmenplan der Regnitzstadt (s. Anlage 6) ein 
wesentlicher Planungsaspekt. Das nördliche Feld der Unterquerung wird als eine Erweiterung 
und Verlängerung der Promenade bzw. des Quartiersplatzes wahrgenommen. 

 

Die breite Unterführung erhöht die Einsicht und die Durchlässigkeit durch eine Erweiterung des 
Verkehrsraumes über die Richtwertgrößen hinaus. Mit einer breiteren und größeren 
Ausgestaltung der Bauwerksunterführung werden Sicherheit und Komfort geschaffen. Eine 
räumliche Aufweitung kann als bewusstes Statement für umweltverträgliche Mobilität 
wahrgenommen werden und bietet eine einmalige Chance zur nachhaltigen und 
zukunftsfähigen Stadtentwicklung für die kommende Jahrzehnte.   

 

Eine nachträgliche Aufweitung der Unterführung (in 15 oder 30 Jahren) wäre technisch und 
finanziell kaum umsetzbar. Es könnten gestalterische Aufwertungen wie beim Gebereitunnel 
erfolgen. Jedoch können die Eindrücke und Raumgefühle einer weiten und hohen Unterführung 
schwer mittels Licht und Gestaltung erzielt werden. 

 

Aufgrund der Gegenüberstellung der Varianten A + B (s. Anlage 7) empfiehlt die Verwaltung die 
Variante B „Unterquerung mit zweiseitigem Fuß- und Radweg“. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 
 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 
5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: 14,0 Mio € bis 
15,5 Mio € 

bei IPNr.: 541.820 
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Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten 50.000 €/a bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Auf Wunsch der Stadträtin Frau Dr. Marenbach wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung 
behandelt und in den Stadtrat verwiesen. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Auf Wunsch der Stadträtin Frau Dr. Marenbach wird dieser Tagesordnungspunkt als Einbringung 
behandelt und in den Stadtrat verwiesen. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Alle Rückfragen werden direkt beantwortet.    

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 23 611/211/2024 

Einbeziehung Entwicklung neuer Wohngebiete in die Schulentwicklungsplanung, 
hier: Siemens Südgelände;  
Fraktionsantrag Nr. 056/2024 der Grünen Liste 
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1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 
Im Bereich des Siemens Südgeländes nördlich der Henri-Dunant-Straße ist die Entwicklung eines neuen 

Stadtquartiers geplant, in welchem neben gewerblichen Nutzungen u.a. ca. 2000 Wohnungen neu geschaffen 

werden sollen. Der städtebaulich-freiraumplanerische Wettbewerb läuft bereits und wird im Dezember 2024 

abgeschlossen werden. Für das neue Stadtquartier wird derzeit ein Zuzug von ca. 120 Kindern im 

Grundschulalter prognostiziert. Das Gelände gehört dem Schulsprengel der Grundschule (GS) Brucker 

Lache an.  

 

Vor diesem Hintergrund beantragt die Grüne Liste einen Bericht zu den Auswirkungen auf die 

Schulentwicklungsplanung (Anlage). Die aufgeworfenen Fragen werden im nachfolgenden Sachbericht 

beantwortet. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 

• Wie ist die Prognose zu verstehen, sind jährlich 120 Kinder im Grundschulalter in diesem Gebiet zu 

erwarten?  

In der aktuellen Bevölkerungsprognose wird beim Bauvorhaben „Siemens Stadtquartier Süd“ von ca. 2000 

Wohnungen ab dem Jahr 2029 ausgegangen. Hinsichtlich der geplanten Wohnungstypologie handelt es sich 

um Geschosswohnungsbau mit unterschiedlichen Wohnungsgrößen. Grundsätzlich kann nach heutigem 

Planungsstand bei dem für den Wettbewerb vorgegebenen Wohnungsgemenge davon ausgegangen werden, 

dass ca. 120 Kinder im Grundschulalter zu erwarten sind. Diese derzeit geschätzte Anzahl an 

Grundschulkinder ist jedoch nicht jährlich anzunehmen, vielmehr verteilt sich diese Zahl über Jahre hinweg. 

In der Prognoserechnung aus dem Jahr 2024 sind die Neubaubezieher ab dem Schuljahr 2029/30 bis zum 

Schuljahr 2034/35 bereits einberechnet und über diese sechs Jahre hinweg gleichmäßig verteilt. Des 

Weiteren ist darauf hinzuweisen, dass es sich um Prognosewerte handelt, welchen der aktuelle frühe 

Planungsstand zugrunde liegt. Wann die Wohnungen tatsächlich errichtet und bezogen werden und wie viele 

Familien mit schulpflichtigen Kindern dort einziehen werden, ist derzeit nicht konkret prognostizierbar. 

 

• Welche Auswirkungen hat dies auf die GS Brucker-Lache in Hinblick auf Klassenbildung und 

Ganztagsbetreuung?  

Die Grundschule an der Brucker Lache kann derzeit bis zu 13 Schulklassen aufnehmen. Im 
Schuljahr 2023/24 besuchten ca. 270 Schüler*innen in 12 Klassen die Grundschule. Die Prognose 
geht auch in den nächsten Schuljahren von max. 12 bis 13 Klassen an der GS Brucker Lache aus. 
Wie sich die Schülerzahlen in den nächsten Jahren durch das Bauvorhaben entwickeln werden 
und welche Maßnahmen dann erforderlich sein werden, kann derzeit noch nicht final abgeschätzt 
werden. Im Sprengel der Grundschule Brucker Lache gibt es derzeit neben Einrichtungen der 
Jugendhilfe (Hort, Lernstuben) auch noch eine Mittagsbetreuung. Einen gebundenen oder offenen 
Ganztag gibt es an der Schule bislang nicht. Es ist mit einem zusätzlichen Bedarf an 
Betreuungsplätzen im Sprengel, insbesondere im Hinblick auf den Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung sowie auf das neue Wohnbaugebiet, zu rechnen. Im Rahmen der weiteren 
Bedarfsplanung ist die Entwicklung im Schulsprengel laufend zu beobachten. Entsprechende 
Maßnahmen sind zu gegebener Zeit vorzusehen. 

 

• Welche Möglichkeiten sieht die Verwaltung, den Vorhabenträger an erforderlichen Erweiterungen 

finanziell zu beteiligen?  

Nach Abschluss des Wettbewerbs wird im Rahmen der erforderlichen Bauleitplanung zwischen dem 

Vorhabenträger und der Stadt Erlangen auch ein städtebaulicher Vertrag geschlossen werden. Im Rahmen 

dessen ist es unter gewissen Voraussetzungen (u.a. Kausalität und erschöpfte Kapazitäten) möglich, 

Vorhabenträger (anteilig) zur Übernahme von Folgekosten für soziale Einrichtungen, wie etwa Schulen, zu 
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verpflichten. Die Verwaltung wird diese Möglichkeit im Laufe der weiteren Planung prüfen und zur 

gegebenen Zeit darüber informieren. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

Die Verwaltung verfolgt im Weiteren die Auswirkungen auf die Schulentwicklungsplanung 
ausgelöst durch das geplante Siemens Stadtquartier Süd und passt die Bedarfsplanung 
dementsprechend an. Im Rahmen der folgenden Bauleitplanverfahren wird geprüft, ob eine 
Beteiligung des Vorhabenträgers an erforderlichen Schulerweiterungen möglich ist.  

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Ausführungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 

2. Der Fraktionsantrag Nr. 056/2024 der Grünen Liste ist damit bearbeitet. 
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Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Ausführungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 

2. Der Fraktionsantrag Nr. 056/2024 der Grünen Liste ist damit bearbeitet. 
 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   

 

TOP 24 611/208/2024 

Städtebauliche Einbindung Hochwasserschutz Schwabach; Antrag der Grüne Liste 
Fraktion Nr. 046/2022 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg plant im Stadtgebiet an der Schwabach zwischen 
Mühlwiesen, Essenbacher Brücke und A73 Hochwasserschutzmaßnahmen. Hintergrund sind die 
zu erwartenden großen Betroffenheiten der dortigen Bebauung im Fall eines 100-jährlichen 
Hochwassers. Vorhabensträger ist der Freistaat Bayern, vertreten durch das 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg. Die Stadt Erlangen ist Planungspartnerin und übernimmt 50 % 
der Kosten. 

Aufgrund der teils innerstädtischen Lage des Gewässers (siehe Anlage 1) kann der 
Hochwasserschutz nicht rein nach technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgen, 
sondern muss auch die Ansprüche der Stadtgesellschaft berücksichtigen. Hierzu zählen 
insbesondere die gestalterische Einbindung der notwendigen Bauwerke und die Aufwertung der 
Uferbereiche. Dadurch soll die Akzeptanz der Maßnahmen gefördert werden. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Der derzeit als Parkplatz genutzte Bereich südlich der Schwabach soll zu einem terrassierten 
Aufenthaltsbereich (vgl. Anlage 2) umgestaltet werden. Die Nutzung als bewachter 
Fahrradparkplatz während der Bergkirchweih soll weiterhin möglich sein. 

 

Die Platzgestaltung soll auf folgende Aspekte aufbauen: 

 Stadt am Wasser, Aufenthaltsqualität 

 Erhaltung der Bestandsbäume 

 Entsiegelung und Begrünung 
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 Klimaschutz und -anpassung 

 Schwammstadt 

 Naturnähe und Artenvielfalt 

 Inklusion (Barrierefreiheit) 

 Ressourcenschonung 

In der Prioritätenliste zur Entsiegelung städtischer Plätze (Vorlage 611/134/2023) ist der Platz an 
der Haagstraße der Kategorie A – großflächige Entsiegelung möglich und sinnvoll – zugeordnet. 

Durch die Umgestaltung des südlichen Ufers wird ein attraktiver und großzügiger 
Aufenthaltsbereich mit Zugang zum Gewässer geschaffen.  

 

Die auf der Nordseite bisher vorgesehene schmale Treppe (vgl. Anlage 3) kann diese Qualitäten 
nicht erreichen. Auch eine überarbeitete Planung mit zusätzlicher Sitzstufe (vgl. Anlage 4, PV aus 
Stadtrat am 28.07.2016) kann dieses Manko nicht beheben. 

 

Vielmehr ist in beiden Fällen zu befürchten, dass es dort aufgrund der fehlenden Einsehbarkeit 
rasch zu einer Vermüllung und Verwahrlosung kommt. Zudem verleitet eine dem terrassierten 
Platz gegenüberliegende Treppe zur Durchquerung des Gewässers mit entsprechenden Gefahren 
für Personen. Mit dem Wegfall der geplanten Treppe kann der Verlauf der Hochwassermauer 
begradigt und ein mobiles Schutzelement eingespart werden. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Ein im Jahr 2017 begonnenes Planfeststellungsverfahren wurde nach Widerständen der Anwohner 
nicht weitergeführt. In der Zwischenzeit haben umfangreiche Abstimmungen und Umplanungen 
stattgefunden. Das Wasserwirtschaftsamt beabsichtigt, Ende des Jahres ein erneutes 
Planfeststellungsverfahren einzuleiten. Hierfür ist der geplante Verlauf der Hochwassermauer zu 
fixieren: 

 

 Die Verwaltung entwickelt das Entwurfskonzept (Anlage 2) weiter und stimmt auf dessen 
Grundlage den Verlauf der Hochwassermauer mit dem WWA ab. Um das Ziel, den 
Baumbestand zu erhalten, zu gewährleisten, wird ein dendrologisches Gutachten 
(Bestandserfassung der Bäume mit Schutzkonzept) in Auftrag zu geben, das die 
Auswirkungen der Planung auf den Baumbestand beurteilt und Maßnahmen vorschlägt, 
unter welchen Voraussetzungen und ggf. Planungsänderungen der Baumbestand erhalten 
werden kann. 

 Die Verwaltung teilt dem WWA mit, dass die Treppe im Norden (Anlagen 3 bzw. 4) nicht 
zum Bestandteil der Planfeststellung gemacht werden soll. 

 

Im Weiteren ist für die Platzgestaltung eine detaillierte Freiraumplanung zu erstellen. Die 
Verwaltung wird beauftragt, die hierfür erforderlichen Mittel für den Haushalt 2026 anzumelden. 
Geeignete Fördermöglichkeiten (z.B. Klimaanpassung, Stadtnatur, Städtebauförderung) sind zu 
prüfen. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  
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  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: 100.000 € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen.  
Der Oberbürgermeister Herr Dr. Janik schlägt folgende Änderung am Antragstext vor:  
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, nördlich oder südlich der Schwabach an der Essenbacher 
Brücke einen Aufenthaltsplatz mit Zugang zum Gewässer zu planen. Der Verlauf der 
Hochwassermauer ist mit dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg abzustimmen. 

2. Der Beschluss vom 28.07.2016 wird dahingehend abgeändert, dass der Treppenzugang 
nördlich der Schwabach nicht weiter verfolgt wird. 

3. Der Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 046/2022 ist damit bearbeitet. 

 

Hierüber besteht Einvernehmen. Die Stadträtin Frau Dr. Marenbach besteht auf einen 
barrierefreien Ausbau. Die Umweltreferentin Frau Bock bittet darum, eine Verzögerung des 
Hochwasserschutzes durch die Planungen zu vermeiden.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 
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Die Verwaltung schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt als Einbringung zu behandeln und in den 
Stadtrat zu verweisen. Hierüber besteht Einvernehmen.  
Der Oberbürgermeister Herr Dr. Janik schlägt folgende Änderung am Antragstext vor:  
 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, nördlich oder südlich der Schwabach an der Essenbacher 
Brücke einen Aufenthaltsplatz mit Zugang zum Gewässer zu planen. Der Verlauf der 
Hochwassermauer ist mit dem Wasserwirtschaftsamt Nürnberg abzustimmen. 

5. Der Beschluss vom 28.07.2016 wird dahingehend abgeändert, dass der Treppenzugang 
nördlich der Schwabach nicht weiter verfolgt wird. 

6. Der Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 046/2022 ist damit bearbeitet. 

 

Hierüber besteht Einvernehmen. Die Stadträtin Frau Dr. Marenbach besteht auf einen 
barrierefreien Ausbau. Die Umweltreferentin Frau Bock bittet darum, eine Verzögerung des 
Hochwasserschutzes durch die Planungen zu vermeiden.  

 

Abstimmung: 

verwiesen 

 

TOP 25 613/303/2024 

Temporäre Ausweitung des kostenlosen Innenstadtbereichs für den ÖPNV 
während der Bergkirchweih 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Zum 1. Januar 2024 wurde der kostenlose Innenstadtbereich für den ÖPNV in der Erlanger 
Innenstadt als dreijähriges Pilotprojekt eingerichtet, siehe Beschluss 613/234/2023. Seitdem 
können sämtliche Buslinien kostenlos genutzt werden, wenn die Fahrgäste ihre Fahrt innerhalb 
des definierten Bereichs (siehe Anlage 3) beginnen und beenden. Der Umgriff wurde so gewählt, 
dass er deckungsgleich mit dem Betrachtungsgebiet des Parkraumkonzepts Innenstadt ist. Im 
Norden wird der Umgriff im Bereich der Schwabach durch die Haltestellen Haagstraße und 
Schwabachanlage begrenzt. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Für die Bergkirchweih wird von der Erlanger Stadtwerke Stadtverkehr GmbH (ESTW) ein 
Sonderfahrplan eingerichtet, mit welchem das Bergkirchweihgelände mit dem ÖPNV erschlossen 
wird. Insbesondere für Besucherinnen und Besucher, die mit dem Schienenverkehr anreisen, wird 
damit eine direkte Verbindung zum Festgelände gewährleistet. Neben des eigens eingerichteten 
„Berg-Shuttles“ werden auch die zusätzlichen Haltestellen „Bergkirchweih“ und „Bergkirchweih 
Ost“ bedient. Aus Sicherheitsgründen wird der Linienverlauf ab 20 Uhr von der Hauptstraße und 
Neuen Straße auf die Universitätsstraße und Palmsanlage verlegt (siehe Anlagen 1 und 2). 

 

Da der kostenlose Innenstadtbereich im Norden durch die Haltestellen Haagstraße und 
Schwabachanlage begrenzt ist, können die oben genannten zusätzlichen Sonderhaltestellen sowie 
die Haltestellen im Bereich der Rathsberger Straße und Spardorfer Straße nicht kostenlos erreicht 
werden. Das bedeutet, dass Fahrgäste, die an den eigens eingerichteten Bergkirchweih-
Haltestellen aussteigen möchten, den regulären Fahrpreis zahlen müssen, da sie den kostenlosen 
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Innenstadtbereich verlassen. Die Alternative, kostenlos bis zu den Haltestellen Haagstraße und 
Schwabachanlage zu fahren und den restlichen Weg zu Fuß zu gehen, ist wenig attraktiv und 
kaum vermittelbar. 

 

Die ESTW berichteten im Zuge der Bergkirchweih 2024 von Fahrgastbeschwerden über die 
Begrenzung des kostenlosen Innenstadtbereichs, der kurz vor dem Bergkirchweihgelände endet. 
Die Situation ist für (vor allem für ortsfremde) Fahrgäste nicht nachvollziehbar. Daher soll für den 
Zeitraum der Bergkirchweih der kostenlose Innenstadtbereich temporär erweitert werden. Dies hat 
auch den Vorteil, dass in den Informations- und Marketingmaßnahmen zur Bergkirchweih damit 
geworben werden kann, dass das Festgelände kostenlos mit dem ÖPNV und dem „Berg Shuttle“ 
erreicht werden kann, was sich positiv auf die Außenwirkung und Kommunikation auswirkt. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Die Fahrplanskizze des Bergkirchweihfahrplans in der Innenstadt ist in Anlage 1 (vor 20:00 Uhr) 
und Anlage 2 (nach 20:00 Uhr) einsehbar. Die Haltestellen des kostenlosen Innenstadtbereichs 
sind orange markiert. Wie ersichtlich ist, sind die Haltestellen am Bergkirchweihgelände nicht im 
kostenlosen Bereich enthalten. 

 

Folgende Haltestellen sollen für die Dauer der Bergkirchweih im kostenlosen Innenstadtbereich 
aufgenommen werden: 

 

- Sonderhaltestelle Bergkirchweih (Bedienung bis 20 Uhr) 
- Sonderhaltestelle Bergkirchweih Ost 
- Palmstraße 
- Atzelsberger Steige 
- Adalbert-Stifter-Str. 
- Waldkrankenhaus 

 

Die regulären Haltestellen Essenbacher Str. und Rathsberger Str. werden während der 
Bergkirchweih nicht bedient. Die temporäre Erweiterung des kostenlosen Innenstadtbereichs ist in 
Anlage 3 dargestellt. 

 

Für die Aufnahme der zusätzlichen Haltestellen für die Dauer der Bergkirchweih werden 
schätzungsweise Kosten in Höhe von ca. 10.000 Euro zusätzlich pro Jahr anfallen, die von der 
Stadt Erlangen ausgeglichen werden müssen. Da das Pilotprojekt bis Ende 2026 befristet ist gilt 
dies zunächst für die Bergkichweih 2025 und 2026. Eine genaue Kostenschätzung erfolgt durch 
den VGN, nachdem die Stadt Erlangen einen offiziellen Antrag an den VGN gestellt hat. Der 
zusätzliche Betrag wurde bereits im Haushalt für 2025 berücksichtigt. 

 

Da es sich hierbei um eine formale Änderung des Tarifs handelt, muss die temporäre Erweiterung 
im Herbst 2024 im Grundvertragsausschuss und der Gesellschafterversammlung des VGN 
einstimmig beschlossen werden. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  
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  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: 10.000€ bei Sachkonto: 531501 

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden im Sonderbudget ÖPNV auf 613090/54710010/531501         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Der kostenlose Innenstadtbereich für den ÖPNV wird für die Dauer der Bergkirchweih 
temporär ausgeweitet. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, einen entsprechenden Antrag beim Verkehrsverbund 
Großraum Nürnberg (VGN) zu stellen. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Der kostenlose Innenstadtbereich für den ÖPNV wird für die Dauer der Bergkirchweih 
temporär ausgeweitet. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, einen entsprechenden Antrag beim Verkehrsverbund 
Großraum Nürnberg (VGN) zu stellen. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   
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TOP 26 613/304/2024 

Antrag 076/2024 Stadtteilbeirat Anger/Bruck: Aufparken Schwabenstraße 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 

Bisher wurde das Aufparken auf dem Gehweg im südlichen Abschnitt der Schwabenstraße 
geduldet, obwohl dieses dort nicht angeordnet ist. Seit Jahresbeginn wird verstärkt durch die 
Polizei kontrolliert und tlw. Bußgelder verhängt. Dem Stadtteilbeirat Anger/Bruck wurde in der 
Sitzung vom 18. Juni 2024 eine Unterschriftenliste mit 70 Unterschriften von Anliegern übergeben, 
welche sich für den Erhalt der bisherigen Parkplatzsituation aussprechen (siehe Anlage 1). Dabei 
handelt es sich nach Überprüfung durch das Amt für Stadtplanung und Mobilität um 6-7 Stellplätze 
auf der Ostseite im südlichen Abschnitt der Schwabenstraße. Dort parkten Fahrzeuge bisher längs 
der Fahrbahn ohne explizite Anordnung von Gehwegaufparken auf den Gehweg auf.  

Der Beirat unterstützte die Anwohner*innen in Ihrem Anliegen und stellte mit 6 zu 0 Stimmen den 
Antrag, dass die Gehwegzone an der Ostseite der Schwabenstraße so umgestaltet wird, dass 
Parken offiziell zulässig ist. 

 

2. Programm/Produkte/Leistungen/Auflagen: 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 

Derzeit erarbeitet die Verwaltung in Zusammenarbeit mit einem externen Gutachter ein 
standardisiertes Konzept zum Umgang mit dem Aufparken auf Gehwegen im Stadtgebiet. (Das 
Konzept wird ein einheitliches Vorgehen für Fälle wie in der Schwabenstraße für das gesamte 
Stadtgebiet vorsehen.) Grundsätzlich gilt, dass das Aufparken auf Gehwegen nur dann angeordnet 
werden kann, wenn die Gehwegrestbreite mindestens 1,80 Meter beträgt, um den ungehinderten 
Fußverkehr, auch im Begegnungsfall, zu gewährleisten. Zudem muss die Restfahrbahnbreite 
mindestens 3,05 Meter betragen, um eine Durchfahrt für Müllabfuhr und Rettungsdienste etc. zu 
gewährleisten.    

 

3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

Vor diesem Hintergrund stellt die Verwaltung den Antrag zurück, bis das Konzept zum 
Gehwegaufparken vorliegt. Sobald das Konzept vorliegt und die Situation in der Schwabenstraße 
neu bewertet werden kann, werden Beirat und Ausschuss informiert. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 



Niederschrift UVPA/008/2024 der Sitzung des Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschusses / Werkausschusses EB77 
vom 17.09.2024  

 

Seite 48 / 62 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

   sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Die Stadträtin Frau Wunderlich schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt zu vertagen und einen 
Vor-Ort-Termin mit dem Stadtteilbeirat zu vereinbaren. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Abstimmung: 

vertagt 

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Die Stadträtin Frau Wunderlich schlägt vor, diesen Tagesordnungspunkt zu vertagen und einen 
Vor-Ort-Termin mit dem Stadtteilbeirat zu vereinbaren. Hierüber besteht Einvernehmen.  

 

Abstimmung: 

vertagt 

 

TOP 27 613/300/2024 

Ersatzneubau der Brücke Reutleser Weg über die BAB 3 durch die Autobahn GmbH 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
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Die Autobahn GmbH plant die Brücke des Reutleser Weges über die BAB 3 zu ersetzen und neu 
zu bauen. Im Zuge der Planung der Radschnellverbindung (RSV) zwischen Erlangen und 
Nürnberg hat die Stadtverwaltung geprüft, ob gegenüber der bestandsorientierten Planung ein 
Änderungsverlangen sinnvoll wäre, um langfristig Verbesserungspotentiale zu sichern.  

 

Der Reutleser Weg ist straßenrechtlich als Wirtschaftsweg gewidmet. Dieser sieht derzeit für die 
Wirtschaftswegüberführung eine Fahrbahn mit einer Breite von 6,50 m, Hochborde mit 20 cm und 
jeweils 1,00 m breite Kappen vor. 

 

Unabhängig von dieser neuen Brücke ist im Projekt StUB parallel der Bau einer neuen Brücke 
vorgesehen, der nur von schienengebundenen Verkehrsmitteln genutzt werden kann. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die Verwaltung hat daraufhin geprüft, welche Ansprüche an das Bauwerk bezüglich des 
Querschnitts in Zukunft notwendig sind. Dabei wurden vor allem die Führung der RSV, des 
landwirtschaftlichen Verkehrs sowie eine mögliche Führung des Busverkehrs (z.B. als kürzere 
Verbindung Reutles – Tennenlohe) berücksichtigt. Die Prüfung ergab, dass bei einer zukünftigen 
Führung des Busverkehrs auf diesem Abschnitt mit RSV aus Sicherheitsgründen ein eigener 
Bereich für den Fußverkehr vorgesehen werden müsste. Dies würde allerdings eine deutliche 
Veränderung der Kappenbreiten bedeuten, um einen einseitigen Gehweg mit 2,50 m Breite zu 
erhalten. 

 

Nachdem die Vorplanung des Brückenneubaus nahezu abgeschlossen ist, wären die 
entsprechenden Kosten für eine Umplanung der Vorplanung sowie anteilig die aus einem 
Änderungsverlangen entstehenden Kosten des Bauwerks von der Stadt Erlangen zu tragen. 
Aufgrund der Länge der Brücke über zahlreiche Fahrstreifen im Bereich der Anschlussstelle 
Erlangen-Tennenlohe wäre dieser Kostenanteil erheblich. 

 

Losgelöst davon erachtet es die Verwaltung jedoch auch fachlich als nicht zielführend, gezielt 
Busverkehr auf eine RSV zu führen – auch nicht perspektivisch. Für eine verbesserte 
Busverbindung wäre zudem die Ertüchtigung der Straßenverbindung Wetterkreuz – Brucker 
Straße zielführender. Eine gemeinsame Führung der RSV mit landwirtschaftlichem Verkehr 
hingegen wird angesichts der geringen Häufigkeit und gemäß den Vorgaben der Richtlinien als 
praktikabel eingeschätzt. Die angesetzten Querschnittsmaße der Vorplanung des Brückenneubaus 
sind für die angedachten und zu erwartenden Verkehre auskömmlich. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Nach eingehender Prüfung der Vorplanung und unter Berücksichtigung gesicherter sowie 
möglicher zukünftiger Entwicklungen kommt die Verwaltung zu dem Schluss, dass aus 
verkehrlicher Sicht der Bedarf für ein Änderungsverlangen gegenüber der Vorplanung des 
Brückenneubaus Reutleser Weg über die BAB 3 durch die Autobahn GmbH nicht gegeben ist. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  
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  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Stadt Erlangen stellt kein Änderungsverlangen zur Vorplanung des Brückenneubaus Reutleser 
Weg über die BAB 3 durch die Autobahn GmbH.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Stadt Erlangen stellt kein Änderungsverlangen zur Vorplanung des Brückenneubaus Reutleser 
Weg über die BAB 3 durch die Autobahn GmbH.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   
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TOP 28 613/299/2024 

Anträge aus der Bürgerinnenversammlung vom 23. November 2023 im Rathaus: 
Top 3, 4 und 5 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

In der Bürgerinnenversammlung vom 23. November 2023 im Rathaus wurden einige verkehrliche 
Anträge gestellt, siehe Top 3, 4 und 5 https://erlangen.de/aktuelles/buergerinnenversammlung.  

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Top 3: Antrag: Es sollen am Bahnhof zwei sichere Fußgängerüberwege an der Goethestraße 
geschaffen werden, zum Beispiel durch Druckampeln oder Zebrastreifen. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: Lichtsignalanlagen (LSA) sind in der Zone 20 nicht zulässig. 
Fußgängerüberwege (FGÜ) sind in Zone 20 regelmäßig entbehrlich. Es wird bezweifelt, dass ein 
FGÜ hier eine sichere Möglichkeit zur Straßenquerung ist, da der Verkehr nicht schnell ist und der 
Verkehr, insbesondere Busse, nicht weniger wird. Außerdem sind die querenden 
Fußgängerströme in diesem Bereich schwer zu bündeln. 

 

Top 4: Antrag: Die Straße Sankt Johann soll von der Killingerstraße bis zur Möhrendorfer Straße 
auf der Südseite für Fahrräder freigegeben werden. Es soll dort ein Fahrradweg in beide 
Richtungen geschaffen werden, der markiert und ausgeschildert ist.   

 

Stellungnahme der Verwaltung: Die Thematik soll im Rahmen der Einrichtung einer Ost-West-
Achse im Norden von Erlangen vertieft untersucht werden. Kurzfristige bauliche bzw. 
verkehrsrechtliche Lösungsansätze stehen nicht zur Verfügung. 

 

Top 5: Antrag: An der Bushaltestelle „Erlangen Heusteg“ soll ein Übergang über die Weisendorfer 
Straße mit einer Druckampel geschaffen werden. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: Die Zuständigkeit und Baulast für die Staatsstraße liegt in diesem 
Bereich beim Staatlichen Bauamt Nürnberg. Lichtsignalanlagen auf freier Strecke werden 
grundsätzlich kritisch gesehen. Das Thema wird zuständigkeitshalber weitergeleitet. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

https://erlangen.de/aktuelles/buergerinnenversammlung
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5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Die Anträge aus der Bürgerinnenversammlung am 23. November 2023 Top 3 „Sichere 
Überwege am Hauptbahnhof Erlangen“, Top 4 „Fahrradweg am Dechsendorfer Damm / St. 
Johann“ und Top 5 „Übergang über die Weisendorfer Straße am Heusteg“ ist damit 
bearbeitet. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

3. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. 
 

4. Die Anträge aus der Bürgerinnenversammlung am 23. November 2023 Top 3 „Sichere 
Überwege am Hauptbahnhof Erlangen“, Top 4 „Fahrradweg am Dechsendorfer Damm / St. 
Johann“ und Top 5 „Übergang über die Weisendorfer Straße am Heusteg“ ist damit 
bearbeitet. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   
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TOP 29 614/088/2024 

Berichtsantrag zum Neuerlass der Parkgebührenordnung ab 2024, Antrag 
Nr.052/2024 der ÖDP Fraktion 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit Antrag Nr. 052/2024 hat die ÖDP-Fraktion um einen Bericht gebeten, wie sich die 
Parkgebühren und das Parkverhalten durch die Einführung der neuen Parkgebührenordnung 
entwickelt haben. 
Im Innenstadtbereich (neue Zone I) ist die Parkgebühr von 1,00 €/h bzw. 1,50 €/h auf 2,60 €/h 
(Anstieg um 73% bzw. 160%), auf dem Großparkplatz von 1,00 €/h auf 1,50 €/h gestiegen (Anstieg 
um 50%). 
Tatsächlich vereinnahmt wurde im Jahr 2023 im Mittel monatlich 266.769 € (ca. 3,2 Mio. € 
jährlich). Nach der Erhöhung betrug der monatliche Mittelwert 351.626 € (März bis Juni 2024). 
Dies entspricht einer Zunahme um 31%.  

 

Der prozentuale Anstieg der Parkgebühren ist also deutlich höher als der Anstieg der tatsächlichen 
Einnahmen.1  

 

Wie sich das Parken auf dem Großparkplatz durch die eingeschränkte Nutzung verändert hat und 
ob die neue Parkgebührenordnung die erhoffte Lenkungswirkung erzielt hat, kann zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht beurteilt werden. Auslastungsdaten über die Belegung des Großparkplatzes aus 
den Vorjahren liegen leider nicht vor. Zudem würde die eingeschränkte Nutzbarkeit des 
Großparkplatzes bei einer Parkraumerhebung zu einer Verzerrung der Ergebnisse führen. 
Erhebungsdaten sind jedoch zu einem späteren Zeitpunkt zu erwarten. 

Im Rahmen der Evaluation zum kostenlosen Innenstadtbereich für den ÖPNV wird die Auslastung 
der öffentlichen Parkplätze und der privaten Parkhäuser in der Innenstadt geprüft. Ziel ist 
herauszufinden, inwiefern die Maßnahme dazu beiträgt, den ruhenden Verkehr auf die 
Parkierungsanlagen zu verlagern. Erste Ergebnisse sind als Zwischenbericht Ende diesen Jahres 

                                                

1 Hinweis: 
Die Datenlage ist hier unzureichend. Einzelauswertungen, bspw. wie viele Parkscheine gelöst werden oder 
wie viele Monatstickets erworben werden, sind nicht möglich. 
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zu erwarten, eine detaillierte Auswertung folgt im kommenden Jahr. 
 

Mit der Umsetzung der neuen Parkgebührenordnung hat sich das Beschwerdeaufkommen 
zunächst massiv erhöht. Mittlerweile ist das Beschwerdeaufkommen diesbezüglich wieder auf ein 
normales Maß zurückgegangen. 
Häufig wurde sich über die Gebühren auf dem Großparkplatz beschwert, seltener über die Höhe 
der Gebühren in der Innenstadt. Oft war auch der hohe Preis des Monatstickets Grund für die 
Beschwerden. 

 

In der Parkgebührenordnung wird lediglich die Höhe der Parkgebühr für das jeweilige Stadtgebiet 
festgelegt. Die Frage, in welchen Bereichen der Stadt Erlangen der Parkraum auch bewirtschaftet 
ist, wird dadurch nicht berührt. Derzeit gibt es in Zone 4 keine Parkraumbewirtschaftung. Diese ist 
auch nicht geplant. 

Informationen zum Abriss des Parkhauses am Großparkplatz werden in einer gesonderten Vorlage 
gegeben. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 
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Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. Der Antrag Nr.052/2024 der ÖDP 
Fraktion ist damit abschließend bearbeitet.   

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. Der Antrag Nr.052/2024 der ÖDP 
Fraktion ist damit abschließend bearbeitet.   

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   

 

TOP 30 614/081/2024 

Absenkung des Bordsteins Zeißstraße für Zugang zum Abenteuerspielplatz 
Brucker Lache, Antrag Nr. 061/2023 der SPD-Fraktion 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Der Abenteuerspielplatz Brucker Lache liegt nicht mehr innerhalb des Naturschutzgebietes 
Brucker Lache und auch nicht innerhalb des Landschaftsschutzgebietes Bachgraben/ Brucker 
Lache. Der Weg führt zwischen den Bäumen hindurch, die in einem Abstand von ca. 3,00 m 
stehen. 
Die Wege, die durch den Bereich führen, sind nicht gewidmet.  
Der Grundstückseigentümer ist der Freistaat Bayern, vertreten durch die Bay. Staatsforsten AöR. 
Dieser lehnt die Bordsteinabsenkung ab, da diese nur unnötigen Verkehr in den Wald ziehen 
würde. Eine Anfahrt soll auf das absolute Minimum reduziert werden. 
Nachdem ein Einverständnis des Grundstückseigentümers nicht vorliegt, muss von der Absenkung 
des Bordsteines abgesehen werden.  

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
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4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. Der Antrag Nr. 061/2023 der SPD-
Fraktion ist damit abschließend bearbeitet.  

 
Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen. Der Antrag Nr. 061/2023 der SPD-
Fraktion ist damit abschließend bearbeitet.  

 
Abstimmung: 

einstimmig angenommen 
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mit 8  gegen 0   

 

TOP 31 31/261/2024 

Aussetzen von Energiesparfördermaßnahmen, Antrag der FDP Fraktion Nr. 
015/2024 

 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Amt 31 hat im Februar dieses Jahres das Fraunhofer Institut ISE mit einer Evaluierung der 
Förderprogramme beauftragt. Das Ergebnis wird im UVPA am 17.09.2024 vorgestellt. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die Ergebnisse der Evaluierung sehen eine Fortführung und Anpassung der städtischen 
Förderung vor, um die ambitionierten Klimaziele der Stadt Erlangen zu erreichen. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Bei Wiederaufnahme des Förderprogramms sind die Förderrichtlinien gemäß den Empfehlungen 
des Fraunhofer Instituts für Solare Energiesysteme (ISE-Institut) „Evaluierung der 
Förderprogramme zur Gewährung von Zuschüssen für CO2-mindernde Maßnahmen an Gebäuden 
der Stadt Erlangen“ anzupassen und dem UVPA zum Beschluss zu geben. 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       
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  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die FDP Fraktion beantragt die Aussetzung der städtischen Förderprogramme zur CO2-
Minderung, solange entsprechende Förderprogramme des Bundes oder des Landes verfügbar 
sind. 

 

Aufgrund der angespannten Haushaltslage der Stadt Erlangen wurde am 2. Juli 2024 die 
Förderung ausgesetzt. 

 

Bei eventueller Wiederaufnahme der Förderprogramme werden angepasste Förderrichtlinien dem 
UVPA zum Beschluss gegeben. 

 

Der Antrag der FDP Fraktion ist damit abschließend behandelt   

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die FDP Fraktion beantragt die Aussetzung der städtischen Förderprogramme zur CO2-
Minderung, solange entsprechende Förderprogramme des Bundes oder des Landes verfügbar 
sind. 

 

Aufgrund der angespannten Haushaltslage der Stadt Erlangen wurde am 2. Juli 2024 die 
Förderung ausgesetzt. 

 

Bei eventueller Wiederaufnahme der Förderprogramme werden angepasste Förderrichtlinien dem 
UVPA zum Beschluss gegeben. 

 

Der Antrag der FDP Fraktion ist damit abschließend behandelt   

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   
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TOP 31.1 63/109/2024 

Richtlinien zum Vollzug des § 5 der Satzung über die Herstellung von 
Kraftfahrzeugstellplätzen und Fahrradabstellplätzen (Stellplatzsatzung, StS) 

 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 14.12.2023 die Neufassung der Satzung über die 
Herstellung von Kraftfahrzeugstellplätzen und Fahrradabstellplätzen (Stellplatzsatzung, StS) 
einstimmig beschlossen. Diese ist am 12.01.2024 in Kraft getreten. 

Gemäß § 5 Stellplatzsatzung (StS) kann die Stadt Erlangen unter den Voraussetzungen des Art. 
63 BayBO Abweichungen von den Anforderungen der Satzung zulassen. Die Abweichungen sind 
im Baugenehmigungsverfahren gesondert schriftlich zu beantragen. Der Antrag ist unter Vorlage 
entsprechender Unterlagen und Nachweise zu begründen. 

Eine Ermäßigung der notwendigen Stellplätze für Kfz kommt insbesondere in Betracht, wenn im 
Zuge des Bauantrags ein Mobilitätskonzept vorgelegt wird, welches geeignet ist, die Nachfrage der 
Bewohner*innen bzw. der Nutzer*innen der baulichen Anlage nach Stellplätzen für Kfz zu 
reduzieren. Aus Gründen der Klarheit der rechtlichen Bestimmungen sollen Detailfragen zu 
Mobilitätskonzepten außerhalb der Stellplatzsatzung in einer eigenständigen Richtlinie für den 
Verwaltungsvollzug verankert werden. Dies ermöglicht auch eine flexiblere Anpassung dieser 
Regelungen an die künftige Entwicklung von Mobilitätskonzepten. 

 

III. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

IV. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

V. Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 
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Protokollvermerk: 

Der Beschlusstext lag als Tischauflage auf.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Richtlinien zum Vollzug des § 5 der Satzung über die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplätzen 
und Fahrradabstellplätzen (Stellplatzsatzung, StS) gemäß Anlage werden beschlossen.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 14  gegen 0   

 

Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Der Beschlusstext lag als Tischauflage auf.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Richtlinien zum Vollzug des § 5 der Satzung über die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplätzen 
und Fahrradabstellplätzen (Stellplatzsatzung, StS) gemäß Anlage werden beschlossen.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 8  gegen 0   

 

TOP 32  

Anfragen 

 
Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / 
Werkausschuss EB77 

 

Protokollvermerk: 

Das Beiratsmitglied Herr Dr. Preidel berichtet von einer in Eltersdorf eingestürzten Scheune 
(Egidienstraße nahe der Einmündung Weinstraße), die seit Jahren den Gehweg blockiert und 
möchte wissen, wie hier weiter vorgegangen wird. Die Verwaltung informiert sich über den 
aktuellen Stand und informiert im nächsten UVPA darüber. 

 

Die Stadträtin Frau Breun fragt an, ob das Parkverbot in der Anschützstraße in Bruck tatsächlich 
auf beiden Seiten notwendig ist. Die Verwaltung sagt einen Bericht im nächsten UVPA zu.  
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Beratungsergebnis Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbeirat 

 

Protokollvermerk: 

Das Beiratsmitglied Herr Dr. Preidel berichtet von einer in Eltersdorf eingestürzten Scheune 
(Egidienstraße nahe der Einmündung Weinstraße), die seit Jahren den Gehweg blockiert und 
möchte wissen, wie hier weiter vorgegangen wird. Die Verwaltung informiert sich über den 
aktuellen Stand und informiert im nächsten UVPA darüber. 

 

Die Stadträtin Frau Breun fragt an, ob das Parkverbot in der Anschützstraße in Bruck tatsächlich 
auf beiden Seiten notwendig ist. Die Verwaltung sagt einen Bericht im nächsten UVPA zu.  
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Sitzungsende 
 
am 17.09.2024, 20:10 Uhr 
 
 
 
  Der Vorsitzende: 
 
 
 
  ………………………… 
  Oberbürgermeister 
  Dr. Janik 
 
 
 
   Die Schriftführerin: 
 
 
 
   …………………………… 
   Wurm 
 
 
 Kenntnis genommen 
 
 
 Für die CSU-Fraktion: 
 
 
 
 
 Für die SPD-Fraktion: 
 
 
 
 
 Für die Grüne/Grüne Liste-Fraktion: 
 
 
 
 
 Für die ödp-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Ausschussgemeinschaft FDP/FWG: 
 
 
 
 Für die Ausschussgemeinschaft Klimaliste Erlangen/Erlanger Linke: 
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